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IV. 


PostÜberschüsse  und  Bruttoertrag. 

Allem  voran  ist  es  erforderlich,  sich  über  die  Natur 
der  Postüberschüsse  klar  zu  sein. 

Dazu  bedarf  es  aber  wiederum  der  Kenntnis  des  Wesens 
der  „fortdauernden  Ausgaben." 

Diese  fortdauernden  Ausgaben  zerfallen  in  zwei  grosse 
Gruppen.  Die  eine  umfasst  Ausgaben  der  Zentralverwaltung, 
die  andere  Ausgaben  der  Betriebsverwaltung. 

Die  Ausgaben  der  Zentralverwaltung  setzen  sich  zu- 
sammen aus  Besoldungen  (Titel  1  bis  5),  Wohnungsgeldzu- 
schüssen (Titel  6),  anderen  persönlichen  Ausgaben  (Titel  7 
bis  9a),  sächlichen  und  vermischten  Ausgaben  (Titel  10  bis 
13)  und  sonstigen  Ausgaben  (Titel  14  bis  16a). 

üeber  Titel  1  findet  alljährlich  eine  tagelange  Beratung 
des  Reichstags  statt.  Dabei  ist  er  dem  Betrage  nach  ausser- 
ordentlich unbedeutend.  Er  beziffert  sich  nur  auf  44000  Mark. 
Diese  44000  M.  sind  das  Gehalt  und  die  Repräsentations- 
gelder des  Staatssekretärs. 

Titel  2  umfasst  die  Gehälter  des  ünterstaatssekretärs, 
der  Ministerialdirektoren,  der  vortragenden  Räte  und  der 
Hilfsarbeiter. 

Unter  Titel  3  bis  5  figurieren  die  Gehälter  der  übrigen 
Beamten  der  Zentralverwaltung. 

Bei  Titel  6  sind  die  Wohnungsgeldzuschüsse  der  unter 
Titel  2  bis  5  genannten  Beamten  verbucht. 

Unter  Titel  7  werden  die  Hilfsleistungen  und  Stell- 
vertretungskosten,  unter  Titel  7a  die  Funktionszulagen,  unter 


Titel  8  bis  8b  die  ausserordentlichen  Vergütungen,  unter 
Titel  1)  die  Kosten  der  fachwisseiischaftiichen  Ausbildung  der 
Beamten  für  die  höhere  Post-  und  Teiegraphenlaufbahn  und 
unter  Titel  9a  die  Prämiierung  nützlicher  Erfindungen  auf 
dem  Gebiete  des  Post-  und  Telegraphenwesens  verrechnet. 

Aus  Titel  10  werden  die  Geschäftsbedürfnisse  be- 
stritten und  die  Schreib-,  Reise-  und  ümzugsgebührnisse 
bezahlt. 

Titel  11  und  IIa  müssen  für  die  Unterhaltung  der 
Dienstgebäude  der  Zentralverwaltung  und  bei  kleineren  bau- 
lichen Aenderungen  herhalten. 

Aus  Titel  12  werden  die  Abgaben  und  Lasten  der 
Grundstücke  der  Zentralverwaltung  bestritten. 

Dem  Titel  13  werden  die  Mittel  für  die  Lehr-  und 
Ausstellungsgegenstände  des  Postmuseums,  die  physikali- 
schen und  elektrotechnischen  Versuche  u.  s.  w.  entnommen. 

Aus  Titel  1  i  wird  die  Postunterstützungskasse  gespeist, 
durch  Titel  15  werden  die  amtlichen  Publikationen  (Archiv 
für  Post-  und  Telegraphie)  unterhalten. 

Titel  16  führt  die  Bezeichnung  „Ausserordentliche  Aus- 
gaben'' und  Titel  16a  ist  der  Dispositionsfonds  des  Staats- 
sekretärs. 

Die  zweite  grosse  Gruppe  der  fortdauernden  Ausgaben, 
die  Ausgaben  der  Betriebsverwaltung  setzt  sich  zusammen 
aus  Besoldungen  (Titel  17  bis  26),  Wohnungsgeldzuschüssen 
(Titel  27),  anderen  persönlichen  Ausgaben  (Titel  28  bis  44a), 
Betriebskosten  im  Bereiche  der  Post  (Titel  45  bis  49),  Be- 
triebskosten im  Bereiche  der  Telegraphie  (Titel  50  bis  53) 
sächlichen  und  vermischten  Ausgaben  (Titel  54  bis  59), 
Baukosten  (Titel  60  bis  62)  und  sonstigen  Ausgaben  (Titel 
63  bis  66). 

Die  Titel  17  bis  19  umfassen  die  Gehälter  der  Be- 
amten der  Oberpostdirektionen,  die  Titel  20  bis  26,  die 
Gehälter  der  Beamten  der  Post-  und  Telegraphenämter. 

Die  Wohnungsgcldzuschüsso  beider  Kategorien  von 
Beamten  werden  aus  Titel  27  gezahlt. 
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Ans  Titel  28  werden  die  Kei;htsbeistände  der  Oberpost- 
direktionen honoriert. 

Unter  den  Titeln  29  bis  39  sind  verbucht  die  Funk- 
tionszulagen, die  EntscliädiguDoeri  für  Hilfsleistungen,  die 
Bezüge  der  Postagenten,"  die  Löhne  der  ausserhalb  des  Be- 
amtenverhältnisses stehenden  Personen,  die  ausserordentlichen 
Vergütungen,  die  Stellvertretungskosten  und  die  Belohnungen, 
Gebühren  und  Entschädigungen  für  Dienste  von  Personen, 
die  der  Verwaltung  nicht  angeliören. 

Aus  den  Titeln  40  bis  44a  werden  die  Pensionen,  ün- 
fallrenten,  die  Beiträge  an  die  Betriebskrankenkassen,  In- 
validenversicherungsanstalten u.  dergl.  der  gesamten  Ver- 
waltung (also  inklusive  der  Zentral  Verwaltung)  bestritten. 

Den  Titeln  45  bis  49  sind  zu  entnehmen  die  Mittel 
für  Bau  und  Unterhaltung  der  Bahnpostwagen  und  der 
Postwagen  auf  gewöhnlicher  Strasse,  die  Entschädigungen 
für  Hergabe  und  Beförderung  der  von  Eisenbahnverwaltungen 
gestellten  Wagen  und  Wagenabteile,  die  Vergütungen  an 
die  Eisenbahnunternehmungen  für  Beförderung  der  zahlungs- 
pflichtigen Postgüter,  die  Fahrt-  und  Ueberlagergebühren 
der  Beamten,  das  Geld  für  aussergewöhnliclie  Postbegleitungs- 
kosten und  die  Mittel  für  das  Postfuhrwesen. 

Die  Titel  50  bis  53  dienen  der  Bestreitung  der  Kosten 
1.  der  Anschaffung  und  Unterhaltung  der  Apparate  und 
technischen  Betriebseinrichtungen,  2.  der  Unterhaltung  der 
Werkstätten,  3.  der  Beschaffung  der  Papierstreifen  zu  den 
Mo  seapparaten,  4.  der  Beschaffung  und  Unterhaltung  der 
Batterien,  5.  der  Materialien  und  Arbeiten  zum  Bau  und 
zur  Unterhaltung  der  Leitungen,  6.  der  Unterstützungen  an 
die  hierbei  verwandten  Arbeiter  und  ihre  Hinterbliebenen 
und  7.  und  letztens  der  Ueberwachung  der  Leitungen. 

Aus  Titel  54  werden  die  Reise-  und  Umzugsgebühren, 
gezahlt,  aus  Titel  55  die  Geschäftsbedürfnisse  gedeckt,  aus 
den  Titeln  5(5  und  57  die  Mieten  für  Geschäfts-  und  Wohn- 
räume entnommen  und  aus  den  Titeln  58  und  59  die  Ent- 
schädigungen, die  Ersatzleistungen  und  die  Zuschüsse  zu 
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den  Klciderkassoii  für  Beschaffung  der  DieMsikleidiuig  der 
Unterbeamteii  erstattet. 

Unter  den  Titeln  60  bis  (32  figurieren  1.  die  Kosten 
der  Unterhaltung  der  Dienstgebäude,  der  kleineren  baulichen 
Aenderungen  und  der  Plan-  und  Modellarbeiten  dazu,  2.  die 
Kosten  der  kleineren  Neu-  und  Erweiterungsbauten  und 
Grundstückserwerbungen  bis  30  000  M  und  3.  die  Abgaben 
und  Lasten  der  postalischen  Grundstücke. 

Bleiben  jiur  noch  die  Titel  63  bis  66.  Sie  ermög- 
lichen die  Vergütungen  an  auswärtige  Post-  und  Telegrapheu- 
behörden,  sowie  an  Schiffs-,  Eisenbahn-  und  Telegraphen- 
unternehmungen, die  Leistung  der  Beiträge  zur  Unter- 
haltung der  internationalen  Post-  und  Telegraphenbüros,  die 
Entschädigung  für  frühere  Postgerechtsame,  die  Erstattung 
von  Porto,  Telegraphengebühren  und  sonstigen  Einnahmen, 
die  Entschädigungen  auf  Kassenausfälle  bei  den  Betriebs- 
kassen und  an  das  im  Bestelldienst  mit  der  Einziehung  oder 
Auszahlung  von  baren  Geldbeträgen  betraute  Personal  und 
ausserordentliche  Ausgaben. 

Aus  der  vorstehenden  detaillierten  Uebersicht  der  fort- 
dauernden Ausgaben  geht  deutlich  hervor,  dass  diese  Aus- 
gaben nicht  etwa  mit  den  Betriebsausgaben  identisch 
sind. 

Vielmehr  umfassen  die  fortdauernden  Ausgaben  ausser 
den  Betriebsausgaben  auch  noch  die  Kosten  der  Instand- 
haltung der  postalischen  Anlagen,  die  Kosten  des  Er- 
satzes und  der  Erneuerung  der  Betriebsmittel  und 
kleineren  Baulichkeiten  und  endlich  die  Kosten  sehr  vieler 
additioneller  Erwerbungen.  So  werden  den  fort- 
dauernden Ausgaben  zugezählt:  Grundstückserwerbungen  bis 
30000  M.,  kleinere  Neu-  und  Erweiterungsbauten,  sowie  vor 
allem  der  alljährliche  Mehrbedart  an  Betriebsmitteln  wie 
Postwagen,  Apparate  und  Leitungen. 

Mit  der  soeben  charakterisierten  Natur  der  fortdauernden 
Ausgaben  verträgt  es  sich  nicht,  die  Postüberschüsse  als 
blosses  Bruttoerträgnis  zu  bezeichnen.  Damit  die  Post- 
überschüsse wirklich  nur  ein  Bruttoerträgnis  wären,  müssten 
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die  fortdaiRTiifUMi  Ausgaben  mit  den  Betriebskosten  identisch 
sein.  Zu  dieser  verbreiteten  irrigen  Ansicht  hat  die  Exi- 
stenz sogenannter  „Reinüberschüsse"  Anlass  gegeben.  Die 
Postüberschüsse  sind  ganz  im  (}egenteil  (ähnlich  dem  mer- 
kantilen Reinertrag)  ein  Nettoei-trägnis. 

Wer  in  der  handelsrechtlichen  Litteratur  über  das 
Bilanzwesen  Bescheid  weiss,  wird  vielleicht  erstaunt  sein, 
dass  ganz  wie  von  einem  Reingewinn  auch  nur  von  einem 
Roh-  oder  Bruttogewinn  die  Rede  ist.  Im  Handelsrecht  ist 
es  üblich,  eine  grosse  Menge  Bruttogewinne  zu  unter- 
scheiden. So  heisst  es  bei  Hermann  Rehm^j:  „Handels- 
rechtlich ist  schon  Bruttogewinn  1.  der  Reinertrag,  der  Be- 
triebsreingCAvinn,  das  gewerbliche  Einkommen,  der  gewerb- 
liche Ertrag,  2.  der  buchmässige  Gewinn  vor  Zuschlag  des 
Gewinnvortrages  aus  dem  Vorjahre,  vor  Abzug  des  Verlust- 
übertrages aus  dem  Jahre  vorher.  Um  so  mehr  sind  Brutto- 
gewinne 1.  der  Gewinn  vor  Abzug  der  Abschreibungen 
wegen  Wertminderung  (der  notwendigen  Abschreibungen), 
seien  es  ordentliche  oder  ausserordentliche,  2.  der  Gewinn 
vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen  und  Steuern, 

3.  der  Gewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen, 
der  Steuern  und  allgemeinen  Verwaltungskosten  und 

4.  der  Gewinn  vor  Abzug  aller  der  genannten  Abzüge  u  nd 
der  Fabrikationskosten."  In  der  Praxis  kennt  man  aber 
eine  solche  verwirrende  Fülle  von  Bruttogewinnen  nicht. 
Für  sie  ist  Bruttogewinn  der  um  sämtliche  Betriebs- 
ausgaben gekürzte  Ertrag  eines  Unternehmens.  Auch  sonst 
gehen  Praxis  und  Handelsrecht,  wie  Richard  Passow*) 
jüngst  nachgewiesen  hat,  auf  dem  Gebiete  des  Bilanzwesens 
ausserordentlich  weit  auseinander. 


^)  Die  Bilanzen  der  Aktiougescnseliafton  u    s.  w.  190S  S.  647. 
*;  Die  Bilanzen  der  privaten  Unternelirnungen.    1910..    S    118  ff 
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V. 

Worin  sich  die  Postüberschüsse  von  dem 
merkantilen  Reingewinn  unterscheiden. 

Als  eine  Art  Reinertrag  wurden  die  Postüberschüsse  be- 
zeichnet, weil  in  ihnen  ganz  wie  im  merkantilen  Reingewinn 
die  W  ertrainderung  des  Kapitals  (zumindest  teilweise)  be- 
rücksichtigt ist. 

Um  tiefer  in  das  Wesen  der  Postübei Schüsse  einzu- 
dringen, ist  es  zweckmässig,  herauszuarbeiten,  worin  sie  sich 
vom  merkantilen  Reingewinn  unterscheiden. 

Der  merkantile  Reingewinn  ist  das  Facit  der  Verglei- 
chung  von  Vermögenszuständen  verschiedener  Zeitpunkte. 
Er  ist  Vermögenszuwachs. 

Mit  Recht  hebt  Rehm')  hervor,  das  Reingewinn  vor- 
liegen kann,  trotzdem  Betriebsgewinn  fehlt.  Dann  nämlich, 
wenn  das  Anlagevermögen  ganz  ausserordentliche  Wertsteige- 
rung erfährt  und  diese  vor  Abschhiss  der  Bilanz  realisiert 
wird.  Ebenso  kann  Reingewinn  fehlen,  trotzdem  Betriebs- 
gewinn erzielt  wurde.  Das  wird  immer  dann  der  Fall  sein, 
wenn  das  Anlagekapital  durch  ausserordentliche  Vorfälle  ganz 
erhebliche  Wertminderung  erlitt. 

Kurz  und  bündig  heisst  es  in  der  beachtenswerten  Studie 
Hermann  Kirchhoffs  „Zur  Neuordnung  der  preussischen 
Eisenbahn-  und  Staatsfinanzen"  „Der  Kau  fm an  n  schreibt 
an  seinem  Vermögen  den  Minderwert  ab  und  den  Mehr- 
wert zu;  was  übrig  bleibt,  ist  sein  Gewinn." 

Im  Gegensatz  hierzu  sind  die  Postüberschüsse  ebenso 
v/ie  die  Betriebsüberschüsse  der  preussisch-hessischen  Staats- 
bahn ein  Residuum  der  Betriebseinnahmen.  Sie  sind  der 
Idee  nach  der  Betrag,  der  von  dem  Bruttogewinn  nach 
Abzug  aller  Aufwendungen  zur  Erneuerung  (und  gleichzeitigen 
Verbesserung)  der  Vermögensobjekte  verbleibt. 


')  a.  a.  0.  S.  646. 
8.  16.  . 


Für  die  Kiseiibalinen  erläutert  das  K  ircli Ii  o ff  ^)  folgen- 
dermassen :  „An  Stelle  einer  veralteten  Werkzeugmaschine 
wird  eine  moderne  leistungsfähigere  angeschafft,  an  Stelle 
der  alten  Lokomotive,  welche  derzeit  50  000  M  kostete,  wird 
eine  solche  im  Werte  von  70  000  M  in  den  Betrieb  einge- 
stellt, statt  Personenwagen  im  Werte  von  je  12  000  M 
solche  im  Werte  von  20  000  M,  Güterwagen  statt  mit  je 
3000  mit  4000  M  Wert?  an  Stelle  der  alten  Schiene  wird 
eine  schwere  widerstandsfähigere  eingelegt;  baufällige  Brücken 
werden  umgebaut,  Gebäude  aller  Art  werden  nicht  nur  er- 
halten, sondern  im  Falle  der  Ersatzbedürftigkeit  neu  er- 
richtet. Dies  alles  trägt  bei  Bauwerken,  sofern  nicht  der 
Anlass  vorwiegend  in  dem  Bedürfniss  nach  Erweiterungen 
und  Verbesserungen  liegt  —  der  Betriebsfonds,  ohne  dass 
die  Neuwerte  wie  beim  Kaufmann  gut  gerechnet  werden." 

Diesem  Beispiele  lässt  sich  mühelos  ein  solches  tür  die 
Post  nachbilden.  An  Stelle  der  alten  Bahnpostwagen  im 
Werte  von  8  —  13  000  M.  werden  jetzt  teilweise  vierachsige 
17  m-Wagen  (D  IV  a  M)  im  Werte  von  etwa  44  700  M., 
zu  mindest  moderne  zwei-  und  dreiachsige  Wagen  im  Werte 
von  etwa  16  200  bis  19  000  M.  eingestellt,  oberirdische  Tele- 
graphen- und  Fernsprechleilungen  werden  durch  wesentlich 
teurere  Kabel  ersetzt,  schwächere  Kabel  werden  durch  stärkere 
ausgetauscht  u.  s.  w. 

Die  Idee  „der  veredelten  Substanzerhaltung"  ist  aber 
weder  durch  den  Eisenbahn-,  noch  durch  die  Postbetriebs- 
londs  rein  verwirklicht. 

Da  alle  grösseren  Bauausführungen  bei  der  Eisenbahn 
im  Extraordinarium.  bei  der  Post  unter  den  einmaligen  or- 
dentlich Ausgaben  verrechnet  werden,  ist  in  den  Betriebs- 
bezw.  Postüberschüssen  notgedrungen  ein  Teil  der  Erneue- 
rungen noch  nicht  berücksichtigt. 

Wenn  irgend  möglich  werden  jedoch  von  diesen  Bauaus- 
führungen die  Erneuerungsarbeiten  getrennt  und  auf  Ordi- 
narium,  bezw.  unter  den  fortdauernden  Ausgaben  verrechnet. 


a.      0  S.  17. 


So  führt  als  besonders  drastisches  Beispiel  Kirchoff^) 
an,  dass  bei  Bahiihofsnmbauten  die  Kosten  der  an  Stelle  be- 
reits vorhandener  Gleise  neu  zu  legenden  Gleise  „nicht  etwa 
beim  Extraordinarium,  sondern  auf  den  Betriebsfonds  als  Er- 
neuerung" verrechnet  werden. 

Andererseits  werden  reine  Substanzvermehrungen  bei 
der  Eisenbahn  aus  den  Mitteln  des  Ordinariums,  bei  der 
Post  aus  den  fortdauernden  Ausgaben  bestritten.  Unter 
reinen  Substanzvermehrungen  sind  jene  verstanden,  die 
nicht  bei  Gelegenheit  der  Unterhaltung  und  Erneuerung  der 
Vermögensobjekte  erfolgten. 

Für  die  Eisenbahn  hat  Kirchhoff^)  berechnet,  dass  in 
den  Jahren  1907  und  1908  zwischen  70  und  75  Millionen  M 
jährlich  Extraaufwendungen  aus  den  Mittein  des  Ordinari- 
ums gemacht  worden  sind.  Insgesamt  sind  nach  ihm  bis 
jetzt  mehr  als  650  Millionen  Mark  aus  dem  Ordinarium  für 
reine  Substanzvermehrung  aufgewendet  worden.^ 

Nach  den  bestehenden  Grundsätzen')  gehören  nämlich 
in  das  Extra-Ordinarium  nur: 

1.  Bauausführungen  im  Einzelbetrage  über  10  000  M; 

2.  Aufwendungen  zur  Ausgestaltung  der  vorhandenen 
Bahnen  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  im  Ge- 
samtbetrage über  100  000  M,  auch  wenn  die  Einzel- 
aufwendung hinter  diesem  Betrage  zurückbleibt; 

3.  Aufwendungen  für  Vermehrung  des  Fuhrparks  und 

4.  der  Dispositionsfonds  zu  unvorhergesehenen  Bauaus- 
gaben im  Einzelbetrage  über  100  000  M. 

Danach  trägt  der  Betriebsfonds  die  Kosten  aller  Bau- 
ausführungen im  Einzelbetrage  bis  100  000  M,  auch  soweit 
es  Erweiterungsbauten  sind. 

Nicht  genug  damit  fasste  in  der  Sitzung  vom  15.  Mai 
1906   das  Abgeordnetenhaus  noch  den  Beschluss,  „die  Kgl. 

1}  a.  a.  0  S  9. 

2)  a.  a.  0.  S.  21. 

*)  vgl.  Offenberg,  das  Extr3ordin»rium  der  Eisenbahnverwal- 
tung, in  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
50.  Jahrg.  9.  u.  12.  Febr.  1910. 
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Staatsregierung  zu  ersuchen,  alljährlicli  in  das  Ordinarium 
des  Etats  der  Eisenbalm  Verwaltung  aus  deren  Mitteln  die- 
jenigen Beträge  einzustellen,  welche  erforderlich  sind,  um 
die  jährlich  ausgemusterten  Betriebsmittel  voll  zu  ersetzen, 
und  ausserdem  eine  der  Verkehrsentwicklung  entsprechende 
Vermehrung  der  Leistungsfähigkeit  des  Gesamtbestandes  an 
Betriebsmitteln  zu  sichern."  Infolge  dieses  Beschlusses 
werden  seitdem  jährlich  mehr  als  20  Mill.  M  zur  Ver- 
mehrung des  Fuhrparks  aus  dem  Ordinarium  aufgewandt. 

Verrechnet  sonach  die  Eisenbalm  Verwaltung  ganz  be- 
trächtliche reine  Substanzvermehrungen  auf  dem  Ordinarium, 
so  geht  die  Postverwaltung  darin  doch  noch  viel  weiter. 
Ohne  zu  übertreiben,  kann  man  sagen,  dass  sie  abgesehen 
von  Grundstückserwerbungen  und  Bauausführungen,  deren 
Einzelbetrag  100  000  M  übersteigt,  nahezu  alle  Substanz- 
vermehrungen, die  nicht  a  u  f  Kre  di  tge  se  tzv  orl  a  g  e 
genommen  werden  dürfen,  einfach  den  —  fortdauernden 
Ausgaben  zuzählt. 

Mögen  die  Aufwendungen  für  Vermehrung  des  Fuhr- 
parks, der  Apparate  und  Leitungen  der  Telegraphie  noch 
so  hoch  sein,  sie  figurieren  trotzdem  unter  den  fortdauernden 
Ausgaben. 

Man  kann  sich  leicht  davon  überzeugen,  dass  die  aus 
dem  Betriebsfonds  bestrittenen  Substanzver  m  ehrunge  n  an 
Wert  die  n  ic  ht  auf  den  Betriebsfonds  genommenen  Sub- 
stanzerneuerungen weit  hinter  sich  lassen. 

Bei  der  Post  ist  der  V^ert  der  aus  dem  Betriebsfonds 
bestrittenen  Substanzvermehrungen  oft  nahezu  ebenso  gross 
wie  die  gesamten  einmaligen  Ausgaben,  von  denen  nur 
ein  geringer  Prozentsatz  auf  Ernenerungen  entfällt. 

Bei  der  Eisenbahn  ist  das  analoge  Wertverhältnis  zwar 
nicht  ganz  so  günstig,  aber  auch  noch  ausserordentlich 
günstig.  Daraus  ergibt  sich,  dass  der  Betriebsfonds  sei  es 
der  Post,  sei  es  der  Eisenbahn,  der  Idee  der  Substanz- 
veredelung zwar  nicht  streng,  aber  doch  re  ichlich  gerecht 
wird. 
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Man  kann  also  ganz  unbedenklich  die  Postüberschüsse 
bezw.  Betriebsüberschüsse  der  Eisenbahn  als  Ueberschüsse 
der  Betriebs  ein n  ahmen  über  dieBetriebsausgaben 
und  die  Kosten  der  Substanzveredelung  ansehen. 

Von  dem  merkantilen  Reingewinn  unterscheiden  sich 
demnach  die  Post-  bezw.  Eisenbahnüberschüsse  in  zwei 
Punkten. 

Erstens  sind  die  Post-  bezw.  Eisenbahnüberschüsse  um 
die  überhaupt  nicht  dem  Betrieb  oder  wenigstens  nicht  dem 
Betriebe  des  laufenden  Jahres  entstammenden  Gewinne  bzw. 
Verluste  kleiner,  bzw.  grösser  als  die  merkantilen  Rein- 
gewinne. 

Und  zweitens  erfolgt  die  Kürzung  des  Betriebsbrutto- 
gewinns bei  den  Post-  bzw.  Eisenbahnüberschüssen  durch 
den  Betrag  der  Kosten  der  S  u  bs  tan  z  vered  e  lun g 
und  bei  dem  merkantilen  Reingewinn  nach  den  Grund- 
sätzen kaufmännischer  Abschreibung  und  Rück- 
st eilung. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  nur  der  zweite  Punkt. 

Mit  Bezug  auf  ihn  fragt  es  sich,  wie  sich  die  beiden 
Arten  der  Kürzung  des  Bruttogewinns  zu  einander  verhalten. 
Sind  sie  einander  gleichwertig  oder  ist  eine  von  ihnen  be- 
trächtlicher als  die  andere? 

Für  die  Eisenbahnen  hat  Kirchhoff  ^)  behauptet,  dass 
„vom  Standpuiikt  des  soliden  Kaufmanns"  die  Substanzer- 
haltung 'und  Vermehrung  aus  dem  Betriebsfonds  der  Ab- 
schreibung nicht  nur  gleichwertig  zu  erachten  ist,  sondern 
sie  sogar  erheblich  übersteige. 

An  anderer  Stelle  2)  führt  er  aus,  dass  die  Verbesserung 
der  Vermögenssubstanz  als  Aequivalent  gelten  könne  für  die 
bei  Privatbahnen  bewirkten,  von  den  Staatsbahnen  unter- 
lassenen Rücklagen  in  den  Erneuerungsfonds,  soweit  dieser 
zur  Deckung  des  latenten  Verschleisses  sowohl  bei  den  vor- 
handenen Betriebsmitteln  wie  beim  Oberbau  bestimmt  ist. 


1)  a.  a.  O.  S.  18. 
*)  a.  a.  0.  8.  21, 
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Beide  Behauptungen  lassen  sich  nur  dann  vereinbaren, 
wenn  bei  Abschreibung  allein  an  die  regulären,  ordent- 
lichen Abschreibungen  gedacht  ist.  Denn  nur  durch  solche 
wird  der  Erueuerungsfonds  gespeist.  In  der  1898  revidierten 
Ausführungsanweisung  zum  preussischen  Kleinbahngesetz 
vom  28.  Juli  1892  heiss  es:  „Der  Erneuerungsfonds  dient 
zur  Bestreitung  der  regelmässig  (!)  wiederkehrenden  Er- 
neuerung des  Oberbaus  und  der  Betriebsmittel  ....  In 
den  Erneuerungslonds  fliessen  :  1.  der  Erlös  aus  den  ent- 
sprechenden abgängigen  Materialien,  2.  die  Zinsen  des  Fonds 
selbst  und  3.  eine  aus  den  üeberschüssen  der  Betriebsein- 
nahmen über  die  Betriebsausgaben  zu  entnehmende  jährliche 
Kücklage." 

Neben  den  regulären  Abschreibungen,  zu  denen  der 
Verschleiss  der  Anlagen  Anlass  gibt,  werden  aber  noch  zu 
anderen  Zwecken  Abschreibungen  vorgenommen. 

Für  Privatunternehmungen  gibt  es  nach  Offenberg  ^) 
im  wesentlichen  noch  zwei  (rründe:  1.  die  zeitliche  Be- 
grenzung des  Unternehmens  und  2.  die  Möglichkeit  eines 
starken  Sinkens  des  Ertrages. 

Für  die  Eisenbahnverwaltung  erachtet  Offenberg  Ab- 
schreibungen aus  dem  erstgenannten  Grunde  für  überflüssig. 
Wohl  aber  hält  er  Abschreibungen  aus  dem  zweiten  Grunde 
für  dringend  notwendig. 

Zur  Begründung  seiner  Ansicht  von  der  Ueberflüssig- 
keit  der  Abschreibungen  erster  Art  führt  er  an,  dass  die 
Staatseisenbahnen  mit  der  Aufgabe  des  Unternehmen«  nicht 
zu  rechnen  brauchen. 

Für  Offenberg  sind  also  ersichtlich  Abschreibungen 
wegen  „zeitlicher  Begrenzung  des  Unternehmens"  identisch 
mit  den  sog.  Abschreibungen  wegen  Heimfall  oder  Eück- 
kauf.  Ein  Heimfall-  oder  Rückkaufunternehmen  sind  die 
preussischen  Staatsbahnen  natürlich  nicht.  Es  gibt  aber, 
noch  andere  Unternehmen,  die  zeitlich  begrenzt  sind.  Man 
denke   an  Bergwerke,  Steinbrüche  etc.    Ihre  zeitliche  Be- 


^)  Das  Extraordiiiarium  der  Eiseiibabnvervvtiltuug.    a.  a.  0. 

2 
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grenzung  erfordert  gleichfalls  zusätzliche  Abschreibungen. 
Man  spricht  hier  von  Abschreibungen  infolge  von  Substanz- 
verringerung. Bei  den  Eisenbahnen  sind  selbstverständlich 
derartige  Abschreibungen  auch  nicht  erforderlich.  Die  Sub- 
stanz bleibt  hier  dank  Unterhaltung,  Erneuerung  etc.  erhalten. 
Nun  gibt  es  aber  noch  eine  dritte  Art  Abschreibung  wegen 
zeitlicher  Begrenzung.  Sehr  oft  wird  es  sich  empfehlen, 
Teile  einer  Anlage,  die  noch  hoch  zu  Buche  stehen,  rascher 
abzuschreiben,  weil  sie  unzweckmässig  geworden  sind  und 
beseitigt  werden  müssen.  Derartige  Abschreibungen  werden 
auch  und  nicht  zuletzt  im  Eisenbahnbetriebe  vorkommen. 

Was  die  von  Osenberg  behauptete  Notwendigkeit  von 
Abschreibungen  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  eines  starken 
Sinkens  des  Ertrages  betrifft,  so  ist  zu  sagen,  dass  in  der 
Praxis  übermässige  Abschreibungen  durchaus  keine  Selten- 
heit sind,  lieber  die  Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit 
dieser  übermässigen  Abschreibungen  ist  man  aber  sehr  ge- 
teilter Ansicht.  Die  einen  können  sie  nicht  genug  loben. 
„Eine  möglichst  niedrige  Bewertung  der  Aktiva  in  der  Bilanz," 
sagt  Neukamp  ,,kann  sowohl  dem  Einzelkaufmann,  wie 
allen  Handelsge*sellschaften  nicht  dringend  genug  empfohlen 
werden;  und  auch  der  Gesetzgeber  dient  dem  redlichen  Ver- 
kehr und  dem  Ansehen  des  deutschen  Handelsstandes  da- 
durch am  besten,  dass  er  durch  seine  Massnahmen  eine 
möglichst  niedrige  Abschätzung  der  Aktiva  bei  Aufstellung 
der  Bilanz  zu  fördern  sucht."  Sehr  günstig  denkt  auch 
Behm  über  die  übermässigen  Abschreibungen,  „ünterbe- 
wertung  der  Aktiva  und  Ueberbewertung  der  Passiva"  meint 
er  „ist  zweifellos  ein  Grundsatz  solider  Geschäftsführung 
und  demgemäss  auch  ein  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buch- 
haltung, die  Bilanz  wird  dadurch  günstiger,  gesünder  und 
kräftiger  gestaltet."  Im  Gegensatz  hierzu  lehnt  Emil  Schifft) 
es  ab,  „vom  Standpunkt  des  Rechts  und  der  geordneten 
Buchführung"  für  die  ünterbewertung  einzutreten.    Es  gelte 

1)  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Handelsrecht  Bd.  48.    S.  505. 

2)  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  etc.    S.  53. 

^)  Die  Wertminderungen  an  Betriebsanlageu  1909.    S.  18 
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das  öffentliche,  das  allgemeine  Interesse  wahrzunehmen, 
Treue  und  Glauben  zum  Nutzen  aller  Beteiligten  aufrecht 
zu  erhalten.  Dazu  diene  aber  nichts  sicherer  als  Wahrheit 
und  Klarheit.  Wahrheit  und  Klarheit  können  im  Abschlüsse 
nur  gewahrt  sein,  wenn  alle  Werte  richtig  angesetzt  sind. 
„Welchen  Zweck",  fragt  im  Einklang  hiermit  Eichard 
Pas  so  w  „  hat  denn  die  ganze  Bilanzaufstellung  noch, 
wenn  die  Vermögensverhältnisse  und  damit  der  Geschäftser- 
fülg  absichtlich  unrichtig  dargestellt  werden?*^  Die  Bilanz 
gebe  dann  weder  einen  zutreffenden  Ueberblick  über  den 
Stand  der  Aktiven  und  der  Schulden,  noch  ein  richtiges 
Bild  von  dem  Stand  des  ßeinvermögens  und  dem  Gewinn. 
Bilanzen  mit  übermässiger  Abschreibung  seien  nur  geeignet, 
andere  über  die  wahre  Lage  zu  täuschen  und  entzögen  den 
NächstbeteiJ igten  selbst  eine  wichtige  Grundlage  für  richtige 
geschäftliche  Dispositionen.  Am  drastischsten  hat  sich 
Schmal  enbac h  ^)  gegen  die  Unterbewertung  ausgesprochen. 
„Im  Grunde  genommen",  sagt  er,  „ist  diese  Vorsicht,  wenn 
man  sie,  wie  viele  Kaufleute  tun,  bei  jeder  einzelnen  Bilanz- 
position anwendet,  eine  Kinderei,  die  nicht  höher  anzu- 
schlagen ist  als  die  Narrheit  eines  Menschen,  der  an  allen 
möglichen  Stellen  Geldstücke  versteckt,  um  sich  bei  ihrer 
Auffindung  herzlich  zu  freuen."  Die  Frage,  mit  welcher 
der  beiden  Gruppen  man  es  halten  solle,  lässt  sich  um  'so 
leichter  beantworten,  als  alle  günstigen  wirtschaftlichen 
Wirkungen  der  ünierwertung  durch  ^offene  „der  Abschluss- 
wahrheit und  Klarheit  gerecht  werdende"  Rücklagen  ebenso 
gut  erreicht  werden  können. 

Der  Forderung  Offenbergs,  wegen  der  Möglichkeit 
eines  starken  Sinkens  des  Ertrages  Abschreibungen  vor- 
zunehmen, muss  danach  entschieden  widersprochen  werden. 

Merkwürdigerweise  zählt  Offenberg  den  übermässigen 
Abschreibungen  jene  zu,  die  ihren  Grund  darin  haben,  dass 
die  Staatöbahnen  vielfach  zu  Aufwendungen  gezvamgen  werden, 


1)  a.  a.  0.  S.  159. 

^)  Zeitsclirift  für  liaiidelswisseuHchaftl.  Forscliuüg.  Bd=  2. 

2-^ 
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die  eine  reine  Erwerbsgesellschaft  nicht  naachen  würde. 
Gedacht  ist  wohl  an  strategische  und  andere  unrentable 
Bahnen,  an  Prachtbauten  u.  dergl.  Diese  Dinge  schneller 
abzuschreiben,  ist  in  der  Tat  dringend  erforderlich.  Nur 
sind  das  keine  übermässigen,  sondern  ausserordentliche 
Abschreibungen.  Jedenfalls  steht  fest,  dass  auch  im  Eisen- 
bahnbetriebe neben  den  regulären,  durch  die  Abnutzung  be- 
dingten Abschreibungen  eine  grosse  Zahl  nicht  unbeträchtlicher 
ausserordentlicher  Abschreibungen  m,it  Rücksicht  auf  die  Er- 
haltung des  Ertragswertes  der  Anlagen  notwendig  sind. 

Wenn  also,  wie  Kirchhoff  überzeugt  ist  und  auch 
sein  Widersacher  Offenberg  zugibt,  der  Betriebsfonds  der 
Eisenbahn  ausser  den  Betriebsausgaben  nur  noch  Beträge  in  un- 
getährer  Höhe  der  regulären  Abschreibungen  hergibt,  so  ist  klar, 
dass  die  Eisenbahnüberschüsse  wesentlich  grösser  als  der  aus- 
schüttbare merkantischeReingewinn  sein  müssen,  nämlich  um  die 
ausserordentlichen  Abschreibungen  und  die  gebotenen  Reserven. 

Selbstverständlich  müssen  nicht  notwendig  Erneueruug 
und  reguläre  Abschreibung  gleich  sein.  Bei  starker  Betriebs- 
erweiterung werden  die  Kosten  der  Erneuerung  (einschl.  Ver- 
besserung) leicht  hinter  der  nach  kaufmännischen  Grund- 
sätzen ei folgenden  Abschreibung  zurückbleiben.  Es  ist  daher 
nicht  ganz  zutreffend,  wenn  Offen berg  ^)  schreibt:  „Bei 
der  Staatseisenbahnverwaltung  gibt  der  Verschleiss  der  An- 
lagen einen  Anlass  zur  Abschreibung  nicht,  weil  der  Betrieb  alle 
Erneuerungskosten  trägt  und  die  gesammten  Anlagen  dauernd 
auf  ihrer  Höhe  hält." 

Soviel  über  die  Eisenbahnüberschüsse.  Lässt  sich  von 
den  Postüberschüssen  ähnliches  sagen? 

Wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  „veredelt"  die  Post- 
verwaltung die  Vermögenssubstanz  noch  ganz  anders  als  die 
Eisenbahnverwaltung.  Zur  Ergänzung  sei  bemerkt,  dass  von 
den  183  754  000  Mark,  die  1901  bis  1905  erforderlich  waren 
für  die  Erweiterung  und  Vervollständigung  des  Reichstele- 
graphennetzes einschliesslich  der  Kosten  für  die  Herstellung 
der  Linien  und  Leitungen  in  den  Ortsfernsprecheiririchtungen. 

^)  Das  Extraordinarium  d.  Eisenbahnverw.  a.  a.  0.  ^ 
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und  der  Verbindung  solcher  Einrichtungen  untereinander, 
sowie  der  Kosten  für  die  zugehörigen  Apparate  und  techni- 
schen Betriebseinrichtungen,  nicht  weniger  als  113683000  M 
dem  Betriebsfonds  entnomnaen  wurden^).  Es  wurden  also 
nahezu  ^Z,  der  Summe  auf  Titel  der  fortdauernden  Aus- 
gaben genommen. 

Würde  eine  Erwerbsgesellschaft  den  Grundsätzen  der 
Postverwaltung  huldigen,  so  ständen  alle  Betriebsmittel  der 
Post  im  engeren  Sinne  dauernd  mit  0  und  die  Betriebs- 
mittel der  Telegraphie  und  Telephonie,  wenn  sie  neu  sind, 
zu  ^/g  ihres  Anschaffungswertes  zu  Buche. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  regulären 
Abschreibungen,  die  wegen  der  Abnutzung  der  Betriebs- 
mittel vorgenommen  werden  müssen,  nur  einen  Bruchteil 
dieser  überaus  hohen  abgeschriebenen  Summe  ausmachen. 

Die  Postüberschüsse  sind  sonach  das  Ergebnis  einer 
beträchtlich  grösseren  Kürzung  des  Bruttogewinns  als  die 
Eisenbahnüberschüsse. 

Selbstverständlich  ist  hierbei  nicht  an  den  absoluten 
Betrag  der  Kürzung  gedacht.    Gemeint  ist  dieses: 

In  den  Eisenbahnbetriebsüberschüssen  stecken  noch  die 
notwendigen  ausserordentlichen  Abschreibungen  und  rat- 
samen Rücklagen.  Ganz  können  beide  nicht  mehr  in  den 
Postüberschüssen  enthalten  sein,  Wohl  aber  ist  möglich, 
dass  ein  Teil  dieser  Posten  in  ihnen  noch  enthalten  ist. 
Möglich  ist  aber  auch,  dass  die  Anschaffungen  der  Postver- 
waltung aus  den  Titeln  der  fortdauernden  Ausgaben  der- 
massen  gross  sind,  dass  sie  die  Abstriche  und  Rückstellungen 
einer  vorsichtig  geleiteten  Erwerbsgesellschaft  an  Wert 
weit  hinter  sich  lassen. 

Es  soll  in  Folgendem  untersucht  werden,  welcher  der 
beiden  denkbaren  Fälle  tatsächlich  vorliegt. 


^)  vgl.  Die  Ergebnisse  der  Reichs-  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung  während  der  Jahre  1901—1905.  Archir  für  Post  und  Tele- 
graphie 1907  S.  85. 
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VI. 

Die  notwendigen  ausserordentlichen  Ab« 
Schreibungen  der  Post 

Eine  Erwerbsgesellschaft,  der  dieselben  Aufgaben  wie 
der  Reichs-Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  oblägen,  müsste 
alljährlich  ganz  beträchtliche  aussergewöhnliche  Abstriche 
machen. 

Dazu  nötigt  das  Defizit  der  Telegraphenverwaltung  und 
das  Defizit,  mit  dem  die  Post  auf  dem  flachen  Lande  ar- 
beitet. 

Das  Defizit  der  Telegraphenverwaltung  ist  nicht  allein 
chronisch,  es  nimmt  auch  ständig  zu. 

Für  das  Rechnungsjahr  1896  wurde  der  Zuschuss  zum 
Telegraphenbetrieb  im  Reichspostgebiet  auf  ca.  13  Mill.  M 
berechnet. 

Im  Jahre  1902  gab  Staatssekretär  v.  Podbielski  in  der 
Budgetkommission  das  zu  erwartende  Defizit  schon  auf 
15  MilL  M.  an. 

1906  wurde  nach  dem  Bericht  der  VI.  Reichstags- 
kommission der  Fehlbetrag  auf  16  bis  17  Mill.  M  geschätzt. 

Selbst  wenn  man  von  der  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Anlagekapitals  absieht,  ergibt  sich  noch  ein  sehr  be- 
trächtliches Defizit.  Bei  der  1.  Beratung  des  Entwurfes 
einer  Fernsprechgebührenordnung  im  Jahre  1900  rechnete 
V.  Podbielski  dem  Reichstage  folgendes  vor: 

„Im  Jahre  1897  betrug  die  Einnahme  an  Telegramm- 
gebühren 23^2  Mill.  M.  Die  Ausgaben  für  das  Personal 
der  Telegraphie  betrugen  dagegen  allein  25  Mill.  M.  Die 
Kosten  für  die  Unterhaltung  der  Linien,  Apparate  u.  s.  w. 
noch  4  Mill.,  dies  sind  also  29  Mill.  M  Ausgaben  gegen 
23^2  Mill.  Einnahmen,  also  5%  Mill.  Minus.  Hierbei 
sind  die  Kosten  für  die  Räume,  der  Amortisation  und 
die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  vollkommen  ausser  Acht 
gelassen" 


^)  Sten.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags.  X. 
Legislaturperiode  I.  Session  1898—1900  S.  1746. 
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Dass  bei  einem  so  beschaffenen  Defizit  die  gesamten 
Betriebsmittel  der  Eeichstelegraphie  mit  ihrem  Abbruchwert 
zu  Buche  stehen  müssen,  ist  selbstverständlich. 

Die  jährlichen  Erweiterungen  sind  weniger  Vermögeng- 
zuwachs als  Betriebskosten.  Sie  bedingen  infolgedessen  be- 
trächtliche ausserordentliche  Abschreibungen.  Zumindest  die 
Installationskosten  müssen  sogleich  restlos  abgeschrieben 
werden.  Gleich  abgeschrieben  müssen  auch  die  Kosten  des 
Abbruchs  werden.  Ebenso  wird  es  vielfach  geboten  sein, 
von  dem  Anschaffungswerte  alles  bis  auf  den  Materialwert 
sogleich  abzuschreiben. 

Was  nun  das  Defizit  betrifft,  mit  dem  die  Post  auf 
dem  flachen  Lande  arbeitet,  so  wird  es  von  Arved  Jürgen- 
sohn*) auf  100  Millionen  M  und  darüber  geschätzt. 

Die  Zahl  dürfte  etwas  zu  hoch  sein.  Sicher  ist  aber, 
dass  die  Post  auf  dem  Lande  mit  erheblichem  Defizit  ab- 
schliesst. 

Beeilt  lehrreich  ist  die  Rechnung,  die  Jürgensohn  für 
den  Oberpostdirektionsbezirk  Köslin  aufgestellt  hat. 

Dieser  Bezirk  erzielte  1907  eine  Gesamteinnahme  von 
2  831  873  M.    Davon  waren  zu  bezahlen: 

1050  Beamte  mit  einem  Gehalt  von  mindestens  1500 
bis  3000  M,  1239  ünterbeamte  mit  einem  Gehalt  von  800 
bis  1800  M  und  das  übrige  nicht  festangestellte  Personal 
(ca.  500  Personen)  mit  einem  Tagelohn  von  2^/^  bis  7  M. 

Diese  persönlichen  Ausgaben  allein  verschlangen  mehr 
Geld  als  die  gesamte  Jahreseinnahme  des  Bezirks.  In  ihm 
waren  aber  noch  108  Postpferde  in  18  Posthaltereien  mit 
283  Postwagen,  460  Telegraphenbetriebe  mit  6096  km 
Leitung  und  631  Telegraphenapparate  sowie  454  Fernsprech- 
anstalten mit  10174  km  Leitung  und  3231  Fernsprech- 
stellen (mit  10276  Batterieelementen)  zu  unterhalten.  Da- 
zu kommen  noch  die  Buhegehälter  etc.,  die  auf  den  Bezirk 
entfallen. 


»)  Weltporto  Reform  S.  99. 
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Dabei  können  die  Verhältnisse  des  Oberpostdirektions- 
bezirks  Köslin  keineswegs  als  exceptionell  gelten.  Sie  sind 
vielmehr  für  das  flache  Land  in  Ostelbien  typisch. 

Davon  kann  man  sich  sehr  leicht  überzeugen.  In  den 
8  Bezirken  Bromberg,  Danzig,  Frankfurt  (Oder),  Gumbinnen, 
Königsberg,  Köslin,  Posen  und  Stettin  wurden  1907  insge- 
samt 43,  85  MilL  M  vereinnahmt. 

Beschäftigt  waren  in  diesen  8  Bezirken  nicht  w^eniger 
als  40787  Beamte.  Die  Einnahmen  reichten  also  entfernt 
nicht  aus,  um  die  Gehälter  zu  decken.  Für  die  anderen 
persönlichen  und  die  sächlichen  Betriebsausgaben  fehlte  auch 
hier  jede  Deckung. 

Wie  das  Defizit  der  Telegraphie  ist  auch  das  Defizit 
des  Landpostverkehrs  im  Zunehmen  begrilfen. 

Man  sollte  das  Gegenteil  erwarten,  da  doch  der  Ver- 
kehr auch  auf  dem  flachen  Lande  steigt  und  steigender 
Verkehr  die  Tendenz  hat,  Einnahmen  und  Ausgaben  ins 
Gleichgewicht  zu  bringen.  Dass  dem  nicht  so  ist,  führt 
sich  auf  den  energischen  Ausbau  des  ländlichen  Postwesens 
zurück. 

Wie  sehr  in  letzter  Zeit  die  Postverkehrsverhältnisse 
auf  dem  flachen  Lande  verbessert  wurden,  geht  aus  folgender 
Zusammenstellung  1)  hervor: 


Ende  18801  Ende  1910 


Zahl  d.  Poststellen  auf  dem  Lande 
nämlich  Postagenturen 
Posthilfstellen 


3339 
3339 


29181 
10313 
18868 
31514 
27089 
2038 
52153 


Zahl  der  Bestellreviere 
Landbesteller  zu  Fuss 
fahrende  Landbesteller 
Landbriefkasten 


29063 


12546 
12480 


Ergebnisse  d.  Reichs-  Post-  und  Teiegraphenverwaltung  von  1906 
bis  1910.    Archiy  für  Po»t  und  Telegraphie.    1912.    S.  10. 
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Bei  dieser  Sachlage  sind  erhebliche  ausserordentliche 
Abschreibungen  auf  dem  Konto  der  ländlichen  Betriebsmittel 
der  Post  durchaus  geboten,  üeber  ihrem  Veräusserungs- 
wert  dürfen  die  unrentablen  Anlagen  keinesfalls  zu  Buche 
stehen. 

Zu  ausserordentlichen  Ausgaben  nötigt  die  Reichs-  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  noch  manches  andere. 

Eine  technische  Erfindung  jagt  die  andere.  Um  dem 
Verkehr  nicht  allzu  lange  die  jeweils  neuesten  Einrichtungen 
vorzuenthalten,  bedarf  es  einer  grosszügigen  Abschreibungs- 
politik,  sind  ganz  erhebliche  Zuschläge  zu  den  regulären 
Sätzen  erforderlich.  Ausserordentliche  Abschreibungen  sind 
auch  im  Hinblick  auf  die  Bauweise  der  Post  nötig.  Die 
Repräsentationsgebäude  dürfen  nicht  zu  ihrem  Herstellungs- 
wert, sondern  nur  zu  ihrem  Mietwert  zu  Buche  stehen,  der 
wesentlich  hinter  jenem  zurückbleiben  kann,  freilich  nicht 
unbedingt  muss. 

Vergleicht  man  mit  den  so  ermittelten  notwendigen 
ausserordentlichen  Abschreibungen  die  Aufwendungen  der 
Reichs-  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung,  die  einer  völligen 
Abschreibung  nicht  bloss  der  ländlichen  sondern  sämt- 
licher Betriebsmittel  der  Post  im  engeren  Sinne  bis  auf  0 
herab,  einer  nahezu  völligen  Abschreibung  der  gesamten 
Telegraphen-  (und  Fernsprech)anlage  bis  auf  den  Material- 
wert und  einer  nicht  unbeträchtlichen  Abschreibung  der 
Postgebäude  gleichkommen,  so  überzeugt  man  sich,  dass  von 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  der  Bruttogewinn 
über  die  erforderlichen  ausserordentlichen  Ab- 
schreibungen hinaus  gekürzt  wird. 

In  den  Postüberschüssen  ■  stecken  also  auf  keinen 
Fall  Beträge,  die  ein  gewisssenhafter  Kaufmann  abschreiben 
müsste. 

Ob  aber  bereits  alle  im  Interesse  der  Sicherheit  des 
Unternehmens  gebotenen  Rücklagen  gemacht  worden  sind, 
lässt  sich  fürs  erste  noch  nicht  sagen. 
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VII. 

Die  Kosten  der  Sicherstellung  des  Postunter- 
nehmens. 

In  der  Praxis  werden  Abschreibungen  und  Reserven 
nicht  scharf  auseinander  gehalten,  Der  bei  weitem  grösste 
Teil  der  Reserven  kleidet  sich  im  Gegenteil  in  die  Form  der 
Abschreibung.  Oder  wie  Nicklisch  ^)  es  ausdrückt:  „Der 
Kaufmann  hat,  wo  nicht  gesetzliche  Vorschriften  ihn  zwingen, 
noch  immer  stille  Reserven  offenen  vorgezogen.  Erstere  sind 
in  einem  intimeren  Sinne  kaufmännisch  als  letztere,  die  einen 
bürokratischen  Hauch  zeigen." 

Abschreibungen  und  Reserven  sind  aber  sehr  verschie- 
dene Dinge.  Die  Abschreibungen  gehören  zu  den  Selbst- 
kosten der  Fabrikate  oder  Leistungen  eines  Unternehmens. 
Nicht  aber  gehören  die  Reserven  dazu.  „Die  Bildung  von 
Reserven",  betont  Nickjisch^),  „erfolgt  aus  dem  Gewinne''. 
Dass  für  ihn  die  Rücklagen  ein  Bestandteil  des  Netto- 
gewinns sind,  geht  deutlich  ans  folgender  Stelle^)  hervor: 
„Man  spricht  auch  von  Roh-  (Brutto*)  und  Rein-  (Netto-) 
Gewinn.  Diese  Begriffe  sind  ein  Behelf  der  Praxis.  Unter 
Rohgewinn  wird  eine  Summe  von  Gewinnbeträgen  verstanden, 
die  auch  Bestandteile  anderer  Art  enthält:  Teilbeträge,  die 
Gegenwert  für  Kosten  darstellen.  Der  Reingewinn  ist  dann 
genau  genommen,  der  Unterschied  zwischen  dem  Rohgewinn 
und  der  Summe  jener  fremden  Teilbeträge".  Wie  Nick- 
lisch hat  auch  Rehm  die  Reserven  charakterisiert.  Bei  ihm 
lesen  wir :  „Der  nach  Abzug  der  durch  Wertminderung 
nicht  verursachten  Abschreibungen  und  nach  Dotierung 
der  Reservefonds  verbleibende  Gewinn  ist  im  Sinne  des 
Handelsrechts  nicht   erst  Jahres-  und  Reingewinn,  sondern 


^)  Allgemeinen  kaufmännische  Betriebslehre  als  Privatwirtschafts- 
lehre  des  Handels  (und  der  Industrie)  1912.    8.  80. 
a)  a.  a.  0.  S.  205. 
»)  a.  a.  0.  S.  79. 
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ein  Restteil  des  Jalires-  oder  Reingewinns^)".  An  dieser 
Charakteristik  der  Reserven  ist  jedoch  m.  E.  nur  richtig, 
dass  sie  ein  Bestandteil  der  Vermögens-,  nicht  aber  der  Be- 
triebsbilanz sind,  worin  sich  lediglich  bekundet,  dass  Rück- 
stellungen keine  Betriebskosten  sind.  Nicht  aber,  dass  sie 
Bestandteile  des  Reingewinns  sind.  Beträge,  die  not- 
wendig im  Betriebe  zurückgehalten  werden  müssen,  dem 
Reingewinn  zuzählen  zu  wollen,  ist  etwas  merkwürdig. 
Vom  reinen  Gewinn  ist  man  geneigt,  zu  erwarten,  dass  man 
ihn  ganz  nach  Belieben  verwenden  kann.  Was  im  Betrieb 
zurückbleiben  muss,  gehört  logisch  zu  den  Kosten.  Nun 
sind  aber  die  Reserven  entschieden  keine  Betriebskosten. 
Klafft  hier  nicht  ein  Widerspruch?  ,  Keineswegs.  Der  ge- 
samte Aufwand  für  eine  Unternehmung  erschöpft  sich  nicht 
in  den  Betriebskosten,  den  Kosten  der  Unterhaltung  des^Be- 
triebs.  Zu  ihnen  treten  noch  die  Kosten  der  Sicherstellung. 
Streng  genommen  gehören  hierher  nicht  bloss  die  Reserven, 
sondern  auch  die  Versicherungsprämien.  Jedenfalls  sind  die 
Reserven  ein  Kostenelement.  Gewiss  werden  sie  nicht  an 
fremde  Personen  abgeführt.  Entfremdet  aber  werden  auch 
sie  der  Idee  nach  dem  Betriebe.  Daran  ändert  auch  nichts 
der  Umstand,  dass  zumeist  keine  besonderen  Reservefonds 
unterhalten,  sondern  nur  Reservekonten  geführt  werden, 
das  Geld  also  nicht  ausgesondert  wird,  sondern  dem  Betriebe 
verbleibt.  Es  liegt  hier  nur  der  Fall  leih  weiser  Herein- 
nahme der  zurückgestellten  Summen  vor.  In  das  Ver- 
mögen des  Betriebs  gehen  die  Reserven  nie  ein.  Worin 
sich  also  Abschreibungen  und  Reserven  unterscheiden,  ist 
nicht,  dass  erstere  Kostenbestandteile  und  letztere  Gewinnbe- 
standteile darstellen,  sondern  dass  erstere  Betriebskosten  und 
letztere  Kosten  der  Sicherstellung  des  Unternehmens  bezw. 
seines  Grundkapitals  sind. 

Soviel  zur  Klarstellung  des  Wesens  der  Reserven.  • 
Es  gibt  eine  gesetzliche  Reserve  und  freiwillige  Reserven, 
allgemeine  und  besondere  Reserven. 


1)  a.  a.  0.  S.  647. 
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Von  der  gesetzlichen  Eeserve  handelt  §  262  des  Handels- 
gesetzbuches. Er  lautet:  „Zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz 
sich  ergebenden  Verlustes  ist  ein  Reservefonds  (gemeint  ist 
ein  Reservekonto!)  zu  bilden".    In  diesen  ist  einzustellen: 

1.  von  dem  jährlichen  Reingewinn  (gemeint  ist  der 
Jahresgewinn)  mindestens  der  20.  Teil  so  lange,  als  der 
Reservefonds  den  10.  oder  den  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
stimmten höheren  Teil  des  Grundkapitals  nicht  über- 
schreitet ; 

2.  Der  Betrag,  welcher  bei  der  Errichtung  der  Gesell- 
schaft oder  bei  einer  Erhöhung  des  Grandkapitals  durch 
Ausgabe  der  Aktien  für  einen  höheren  als  den  Nennbetrag 
über  diesen  und  über  den  Betrag,  der  durch  die  Ausgabe 
der  Aktien  entstehenden  Kosten  hinaus  erzielt  wird ; 

3.  Der  Betrag  von  Zuzahlungen,  die  ohne  Erhöhung 
des  Grundkapitals  von  Aktionären  gegehGewährung  vonVorzugs- 
rechten  für  ihre  Aktien  geleistet  werden,  soweit  nicht  eine  Ver- 
wendung dieser  Zahlungen  zu  ausserordentlichen  Abschreibungen 
oder  zur  Deckung  ausserordentlicher  Verluste  beschlossen  wird." 

In  dieser  gesetzlichen  Reserve  werden  nicht  bloss  wie 
Pas  so  w^)  meint,  echte  Reserven  und  „Kapitaleinzahlungen, 
die  den  Betrag  des  Grundkapitals  übersteigen",  sondern  auch 
noch  ausserordentliche  Einnahmen  zusammengeworfen 

Von  der  gesetzlichen  Reserve  unterscheiden  sich  die 
freiwilligen  Reserven  einmal  dadurch,  dass  sie  nicht  durch 
das  Gesetz  vorgeschrieben  sind,  sodann  dadurch,  dass  sie 
allen  möglichen  Zwecken,  nicht  bloss  der  Beseitigung  der 
ünterbilanz  dienen. 

Entweder  wird  eine  allgemeine  Sonderreserve  (ausser- 
ordentlicher Reservefonds)  unterhalten,  oder  Speziaireserven 
wie  Dividendenausgleichsfonds,  Reparaturenkonten,  Reserve- 
assekuranzfonds, Tilgungsfonds  u.  dergl. 

Die  gebotene  Höhe  der  Reserven  ist  natürlich  von  Fall 
iu  Fall  sehr  verschieden. 


»)  a.  a.  0.    S.  275. 
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Die  vom  Handelsgesetzbuch  vorgeschriebene  Höhe  der 
gesetzlichen  Reserve  der  Aktiengesellschaft  ist  sehr  oft  ein 
ganz  unzulänglicher  Schutz.  Zumal  dann,  wenn  das  Aktien- 
kapital nur  einen  verhältnismässig  kleinen  Teil  des  gesamten 
werbenden  Vermögens  ausmacht.  Mit  Recht  macht  Nicklisch 
gegen  die  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  geltend:  „Für 
das  Geschäft  besteht  auch  Risiko,  das  durch  die  Beschäfti- 
gung fremden  Kapitals  im  Unternehmen  entstanden  ist;  der 
Unternehmer  kann  Verluste  auch  an  Vermögensteilen  erleiden, 
in  denen  fremdes  Kapital  angelegt  ist^)".  Nicklisch  fordert 
deshalb,  dass  der  Reservefonds  in  Prozenten  des  gesamten 
Kapitals  bemessen  werde. 

Ob  es  richtig  ist  für  kleine,  mittlere  und  grosse  Unter- 
nehmungen einschliesslich  der  „Riesenbetriebe"  denselben 
Prozentsatz  als  Norm  für  den  Reservefonds  anzuordnen, 
lässt  sich  auch  bezweifeln.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass 
„das  Risiko  bei  immer  grösser  werdendem  Kapital  die  Ten- 
denz hat,  mehr  zu  wachsen  als  letzteres".  Nicklisch  führt 
das  darauf  zurück,  dass  je  grösser  die  Summen  sind,  es 
desto  schwieriger  sei,  sie  ohne  eine  mehr  als  verhältnis- 
mässige Vermehrung  des  Risikos  gleich  rentabel  wie 
kleinere  anzulegen.  Das  ist  aber  nur  mit  Einschränkungen 
richtig.  Im  Wettkampf  mit  technisch  überlegenen  Grossbe- 
trieben nehmen  kleinere  Betriebe  vielfach  zu  den  riskan- 
testen Geschäften  ihre  Zuflucht.  Das  gilt  insbesondere  für 
das  Bankgeschäft,  auf  das  sich  Nicklisch  beruft.  Im  übrigen 
ist  das  Risiko  bei  grossen  Unternehmungen  aucli  noch  aus 
anderen  Gründen  grösser  als  sonst.  Ihre  Geschäftsführung 
ist  notgedrungen  spekulativer.  Die  Geschäftsabschlüsse 
werden  auf  viel  längere  Zeit  hinaus  getätigt.  Einkauf  und 
Verkauf  rücken  hier  zeitlich  viel  weiter  auseinander.  Auch 
ist  die  Liquidation  bei  grossen  Unternehmungen  zumeist 
erheblich  verlustreicher.  Es  fehlt  für  ihre  Vermögensobjekte 
sehr  oft  an  Käufern.  Wahrlich  Gründe  genug,  um  für  die 
grossen  Unternehmungen  eine  etwas  höhere  Reserve  als  für 
die  kleineren  zu  fordern. 

1)  a.  a.  0.    S.  208. 
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Wie  immer  man  auch  die  Vorschriften  über  die  gesetz- 
lichen Reserve  verbessern  möge,  unzulänglich  wird  ihr 
Schutz  in  sehr  vielen  Fällen  bleiben.  Vielem  kann  der  Ge- 
setzgeber beim  besten  Willen  nicht  Rechnung  tragen.  So 
entzieht  sich  ihm  ganz  das  Risiko  des  Standorts,  das  Risiko 
einer  bestimmten  Herstellungs weise,  das  Risiko  einer  be- 
stimmten Spezialisierang  u.  dergl. 

Die  im  einzelnen  Fall  erforderliche  Höhe  der  Reserve 
lässt  sich  selbstverständlich  nicht  exakt  ermitteln,  sondern 
nur  ganz  vag  schätzen.  Etwa  in  der  Weise,  dass  man  ver- 
sucht, bei  jedem  einzelnen  Verraögensbestandteil  festzustellen, 
wieviel  von  seinem  Werte  man  bei  ihm  einbüssen  kann  und 
die  so  erlangten  Einzelbeträge  zusammenzählt.  An  diesem 
Verfahren  rügt  Nick  lisch,  dass  es  sehr  umständlich  sei 
und  das  sein  Ergebnis  zutreffend  oder  irrig  sein  könne. 
Diese  Mängel  haften  nun  einmal  jeder  Schätzung  an.  Man 
muss  sie,  ob  man  will  oder  nicht,  in  Kauf  nehmen. 

In  Ermangelung  eines  besseren  Verfahrens  wollen  wir 
es  auch  auf  den  Post-  und  Telegraphenbetrieb  anwenden. 

Machen  wir  uns  zunächst  einmal  klar,  wodurch  ein 
Unternehmen  wie  die  Post  Werteinbussen  erfahren  kann. 
Jahraus,  jahrein  erwachsen  der  Post  bald  grössere,  bald  ge- 
ringere Verluste  infolge  starker  Beschädigung  ihrer  Anlagen 
durch  Stürme,  Schneefälle  etc. 

Ebenso  kehren  jährlich  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Werteinbussen  infolge  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung 
von  Postsendungen  oder  der  Veruntreuungen  von  Beamten 
wieder. 

Ausser  diesen  mit  Sicherheit  vorauszusehenden  Gefahren 
drohen  einem  Verkehrsunternehmen  noch  .eine  ganze  Reihe 
denkbarer. 

Ueber  die  der  Eisenbahn  drohenden  denkbaren  Gefahren 
hat  sich  Offen  berg  in  dem  mehrfach  erwähnten  Aufsatze 
„Das  Extraordinarium  der  Eisenbahn  Verwaltung"  folgender- 
massen  ausgelassen:  „Die  Geschichte  zeigt,  wie  auch  sehr 
hochstehende  Kulturvölker  allmählich  wieder  im  Elend  ver- 
sinken können,   und  Deutschland  selbst   hat  die  Wahrheit 
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nach  dem  30  jährigen  Kriege  am  eigenen  Leibe  erfahren 
müssen.  Aber  auch  bei  weiterem  Fortschreiten  der  Kultur 
ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  in  fernerer  Zukunft  wesent- 
liche Teile  der  bisherigen  Verkelirsmengen  durch  andere 
Transportweisen  z.  B.  durch  den  Krafttransport  mit  elek- 
trischem Kabel  der  Eisenbahn  entzogen  werden.  Abgesehen 
hiervon  ist  eine  erhebliche  Schmälerung  des  Betriebsüber- 
schusses denkbar  einerseits  durch  Herabgehen  der  Einnahmen 
infolge  von  unvermeidlichen  Tariferraässigungen  z.  B.  bei 
Wirtschaftskriegen  mit  anderen  Ländern,  andererseits  durch 
unverhältnismässige  Steigerung  der  Betriebsausgaben  (stei- 
gender Betiiebskoeffizient)  namentlich  infolge  weiteren^Sinkens 
des  Geldwertes  (steigende  Löhne  und  Materialpreise). 
Möglicherweise  können  alle  diese  ungünstigen  Momente  ge- 
legentlich auch  zusammen  treffen." 

Auf  katastrophale  Ereignisse  von  der  Art  des  dreissig- 
jährigen  Krieges  sich  zu  rüsten,  erscheint  mir  zu  weit  ge- 
triebene Vorsicht  zu  sein. 

Auch  darf  man  nicht  wie  Offenberg  die  Möglichkeit  der 
Tariferhöhung  ganz  ausser  acht  lassen.  Dadurch  er- 
mässigt  sich  aber  die  gebotene  Höhe  der  Reserven  ganz 
wesentlich. 

Wie  die  Eisenbahnverwaltung  muss  auch  die  Postver- 
waltung mit  der  Gefahr  des  vorzeitigen  Unbrauchbarwerdens 
von  Produktionsmitteln  rechnen.  Auf  keinem  Gebiet  voll- 
zieht sich  die  technische  Vervollkommnung  so  stürmisch  wie 
auf  dem  der  Nachrichtenbeförderung,  insbesondere  der  Tele- 
graphie  snd  Telephonie. 

Desgleichen  muss  die  Postverwaltung  dem  Risiko  weiterer 
Gehaltsaufbesserungen  Rechnung  tragen. 

Ebensowenig  darf  sie  von  Kriegs-  und  Krisenzeiten  un- 
gerüstet  überrascht  werden. 

Nach  alledem  hätte  die  Post  Reserven  zu  unterhalten 
zur  besseren  Verteilung  der  durch  Elementarereignisse  und 
Diebstähle  u.s.w.  verursachten  Verluste  sowie  zur  Ermög- 
lichung vorzeitiger  Erneuerungen  und  zur  üeberwindung 
kritischer  Zeiten. 
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Als  Reserve  zur  besseren  Verteilung  der  durch  Elementar- 
ereignisse und  Diebstähle  usw.  verursachten  Verluste  ge- 
nügen schon  wenige  Millionen.  Auch  zur  Ermöglichung 
vorzeitiger  Erneuerungen  im  eigentlichen  Postbetrieb  d.  h. 
für  die  Brief-,  Geld-  und  Paketbeförderung  sind  nicht  all- 
zu erhebliche  Rückstellungen  nötig.  Anders  schon  auf  dem 
Gebiete  des  Telegraphen-  und  Telephonbetriebs.  „Je  schneller 
eine  Einrichtung  entsteht,"  heisst  es  zutreffend  in  den 
Blättern  für  Post  und  Telegraphie  vom  15.  Dezember  1909 
„je  komplizierter  sie  ist,  desto  mehr  wird  an  ihr  im  Laufe 
der  Zeit  verworfen  und  erneuert  werden.  Und  nie  hat  eine 
so  komplizierte  Einrichtung  eine  so  beispiellos  schnelle  Ent- 
wicklung gehabt  wie  der  Fernsprechbetrieb,  in  Deutschland 
nicht  zum  wenigsten  infolge  der  gesunden  Gebührenpolitik 
der  Postverwaltung,  wie  auch  wegen  der  Schnelligkeit  und 
Grosszügigkeit,  mit  der  sie  veraltete  Einrichtungen  stets 
schnell  und  ohne  fiskalische  Bedenken  durch  bessere  ersetzt 
hat^)."  Noch  grössere  Rücklagen  sind  zur  üeberwindung 
kritischer  Zeiten  geboten.  Es  sind  Einnahmeausfälle  von 
Hunderten  von  Millionen  bei  ziemlich  gleichbleibenden  Aus- 
gaben zu  gewärtigen. 

Die  allgemeine  Elektrizitätsgesellschaft,  deren  Leiter 
ein  Meister  der  Finanzierungskunst  ist,  glaubt  zu  diesem 
Zwecke  offener  und  stiller  Reserven  bis  zu  50^/o  des  gesaraten 
Kapitals  zu  benötigen.  Für  die  Post  dürften  daher  in  An- 
betracht der  viel  geringeren  Möglichkeit,  die  Spesen  ent- 
sprechend den  Dienstleistungen  zu  kürzen,  Reserven  mindestens 
in  gleicher  Höhe  angezeigt  sein. 

Einem  Reservefonds  in  dieser  Höhe  annähernd  gleich 
zu  achten  wäre  die  Bestreitung  der  Kosten  der  Substanz- 
vermehrung mindestens  zur  Hälfte  aus  den  Betriebsein- 
nahmen. 

Damit  sind  wir  in  die  Lage  versetzt,  zu  entscheiden, 
ob  in  den  Postüberschüssen  noch  mehr  oder  weniger  an- 
sehnliche  Restbeträge  der   gebotenen  Rücklagen  enthalten 


1)  a.  a.  0.  S.  238 


-   U  - 


sind  oder  nicht.  Würde  nümlicli  die  grössere  Hälfte  der 
Substanzvermelirung  unter  den  fortdauernden  Ausgaben  ver- 
rechnet, dann  Hesse  sich  mit  einiger  Berechtigung  behaupten, 
dass  die  Postüberschüsse  gleich  denn  merkantilen  Eeingewinn 
ganz  nach  Belieben  verwendbar  wären.  Dem  ist  aber  nicht 
so.  Die  gesamten  Neuanschaffungen,  die  unter  den  fort- 
dauernden Ausgaben  verrechnet  werden,  bleiben  hinter  den 
einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Etats  entschieden  zurück.  Nun  ist  aber  ein  ganz  beträcht- 
licher Teil  dieser  Neuanschaffungen  ein  Ersatz  für  reguläre 
und  ausserordentliche  Abschreibungen.  Mithin  macht  die 
unter  den  fortdauernden.  Ausgaben  verrechnete  Substanzver- 
mehrung einen  noch  viel  geringeren  Brucliteii  der  einmaligen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  aus.  Von 
den  Postüberschüssen  sind  also  noch  ganz  beträchtliche 
Eestbeträge  als  gebotene  Reserve  abzusetzen. 

Nur  soweit  die  Reserven  zur  besseren  Verteilung  der 
mit  Sicherheit  zu  erwartenden  Verluste  dienen 
dürften  sie  in  den  Postüberschüssen  schon  vorweg  ge- 
nommen sein. 


VIIL 

Die  einmaligen  ordentlichen  Ausgaben. 

Wir  können  uns  nunmehr  an  die  Prüfung  der  Ver- 
wendung der  Postüberschüsse  machen.  Aus  den  Postüber- 
schüssen werden  allem  voran  die  einmaligen  ordentlichen 
Ausgaben  bestritten. 

Unter  den  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats 
der  Reichspostverwaltung  werden  in  der  Hauptsache  alle 
grösseren  Ausgaben  für  Grundstückserwerb,  Neubauten  und" 
Umbauten  verrechnet. 

Die  Neu-  und  Umbauten  sind  nur  zu  einem  sehr 
geringen  Prozentsatz  Ersatzbauten.  Sie  dienen  fast  -  durch- 
weg der  Ausgestaltung  und  Erweiterung  der  Anlagen. 
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Da  alle  kleineren  Ausgestaltungs-  und  Erweiterungs- 
bauten aus  Titel  61  der  fortdauernden  Ausgaben  bestritten 
werden  und  ihre  Kosten  fürs  erste  den  Kosten  der  Ersatz- 
bauten gleichkommen,  die  unter  den  einmaligen  Ausgaben 
verrechnet  werden,  darf  man  von  diesen  Ersatzbauten  ganz 
absehen  und  in  den  einmaligen  ordentlichen  Ausgaben  eine 
reine  Substanzvermehrung,  eine  reine  nachträgliche  Kapitals- 
aufwendung  erblicken. 

Eine  reine  Kapitalsanlage  ist  auch  das  Extraordinarium 
der  Eisenbahnverwaltung,  das  seiner  Aufgabe  und  Natur 
nach  mit  den  einmaligen  ordentlichen  Ausgaben  der 
Eeichspost  verwandt  ist. 

Während  die  Natur  der  letzteren  noch  keinem  Menschen 
eine  unruhige  Stunde  bereitet  hat,  ist  über  die  Natur  jenes 
Extraordinariums  bereits  viel  nachgedacht  worden. 

Ursprünglich  wurden  „die  Aufwendungen  des  Eisenbahn- 
extraordinariums  der  Grundsumme  der  Staatseisenbahnschuld 
zugerechnet  und  —  soweit  sie  in  den  Eisenbahnüberschüssen 
ihre  Deckung  fanden  —  mit  den  weiteren  üeberschüssen 
wieder  abgeschrieben^)." 

Wissenschaftlich  korrekt  ausgedrückt:  man  behandelte 
die  Kapitalsanlage  des  Extraordinariums  dem  Grundkapital 
völlig  gleich. 

Unter  den  „weiteren  Üeberschüssen"  ist  der  Rest  der 
Eisenbahnüberschüsse  gemeint,  der  nach  .Abzug  der  Zinsen 
der  Eisenbahnschuld  und  der  2  200  000  M  verblieb,  die  laut 
§  1  Abs.  2  des  sog.  Eisenbahngarantiegesetzes  vom  27.  März 
1882  zur  Ausgleichung  eines  Defizits  im  Staatshaushalt  ver- 
wendet werden  durften. 

Diese  weiteren  Ueberschüsse  sollten  nach  §  1  Abs.  3 
zur  Tilgung  der  Eisenbahnschulden  dienen,  wobei  im  §  4  der 
Tilgung  für  gleichwertig  erachtet  wurde  „die  Deckung  der 
zu  Staatsausgaben  erforderlichen  Mittel,  welche  andernfalls 
durch  Aufnahme  neuer  Anleihen  beschaft  werden  müssten." 

Eine  wesentlich  andere  Aulfassung  der  Natur  des  Eisen- 
bahnextraordinariums  liegt  dem  Beschluss  des  Abgeordneten- 
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bauses  vom  10.  März  1892  zu  Grunde.  Beschlossen  wurde, 
„die  Kgl.  Staatsregierung  aufzufordern,  darauf  Bedacht  zu 
nehmeu,  dass  tunlichst  bald  die  Kosten  für  Anlage  zweiter 
und  weiterer  Gleise,  für  Um-  und  Erneuerungsbauten  von 
Bahnhöfen  und  für  Vermehrung  von  Betriebsmitteln  für  die 
bereits  bestehenden  Bahnen  in  dem  Staatshaushaltsplan  aus- 
gebracht und  demgemäss  die  Mittel  zur  Befriedigung  dieser 
Bedürfnisse  schrittweise  aus  den  Betriebseinnahmen  der  Staats- 
eisenbahnen beschafft  werden".  Dieser  Beschluss  geht  nach 
Kirchhoff  ^)  und  Offenberg  von  der  Ansicht  aus,  dass  nur 
solche  Aufwendungen  werbend  seien,  die  der  Eisenbahnver- 
waltung einen  neuen,  bisher  von  anderen  Verkehrsmitteln  be- 
dienten Verkehr  zuführten,  im  wesentlichen  also  nur  neue 
Bahnen,  für  die  allein  man  infolgedessen  viele  Jahre  hin- 
durch Anleihen  in  Anspruch  nehmen  zu  dürfen  glaubte  2)." 

Mag  sein,  dass  viele  tatsächlich  von  dieser  Ansicht  aus- 
gingen. In  dem  Beschluss  ist  sie  aber  nicht  notwendig  ent- 
halten. Er  kehrt  sich  nur  gegen  die  bisher  beliebte  Gleich- 
stellung von  Extraordinarium  und  Grundkapital.  Er  besagt 
nur,  was  das  Extraordinarium  nicht  ist.  Mehr  war  auch 
nicht  nötig,  um  der  steigenden  Inanspruchnahme  der  Eisen- 
bahnüberschüsse für  allgemeine  Staatszwecke  ein  Ziel  zu 
setzen. 

Neuerdings  •  hat  Offenberg  —  seltsamer  Weise  unter 
gleichzeitiger  Verteidigung  der  Gleichstellung  von  Extraor- 
dinarium und  Grundkapital  —  die  Aufwendungen  des  Extra- 
ordinariums  als  Abschreibung  charakterisiert.  Er  sagt 
wörtlich:  „Durch  beide  (sc.  ursprüngliche  und  .nachträgliche 
Kapitalaufwendungen)  werden  in  der  Kegel  Dauerwerte  ge- 
schaffen, für  die  an  sich  in  durchaus  ^berechtigter  Weise 
auch  der  Kredit  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Werden 
sie  auf  das  Extraordinarium  übernommen,  so  hat  das,  in- 
soweit diese  Aufwendungen  in  den  Ueberschüssen  Deckung 
finden,  genau  dieselbe  wirtschaftliche  Bedeutung,  wie  wenn 
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die  üeberscliüsse  unmittelbar  auf  Anleilie  verrechnet  werden, 
d.  h.  die  Bedeutung  der  Tilgung  oder  Abschreibung." 

Ich  nehme  fürs  erste  an  der  Oleichsetzung  von  Tilgung 
und  Abschreibung  nicht  Anstoss.  Ich  konstatiere  nur,  dass 
Offenberg  den  Vorgang  des  Abschreibens  vor  Augen  hat. 
Aus  seinen  späteren  Darlegungen  geht  auch  deutlich  hervor, 
dass  er  nicht  die  regalären,  sondern  die  ausserordentlichen 
und  übermässigen  Abschreibungen  raeint.  Ausdrücklich 
gesagt  wird  es  zwar  nirgends. 

Die  Charakterisierung  der  Aufwendungen  des  Extra- 
ordinariums  der  Eisenbahnverwaltung  als  ausserordentliche 
bezw.  übermässige  Abschreibung  ist  zutreffend.  Und  zwar 
sind  die  Aufwendungen  des  Extraordinariums  mehr  über- 
mässige Abschreibung  oder  stille  Reserve  als  ausserordent- 
liche Abschreibung. 

Wofern  aber  die  Aufwendungen  des  Extraordinariums- das 
sind,  ist  es  falsch,  sie  dem  Orundkapital  gleichzustellen. 
AusserordentlicheAbschreibungen  sind  einErsatz  für  verbrauchtes 
Kapital,  also  überhaupt  kein  zusätzliches  Kapital,  geschweige 
denn  Grundkapital.  Stille  Reserven  sind  zwar  zusätzliches 
Kapital,  aber  keineswegs  Orundkapital,  sondern  nur,  wie 
Nicklisch  es  ausdrückt,  ein  Schutz  wall  für  dieses. 

Offenberg  hat  folgenden  fundamentalen  Unterschied 
zwischen  einer  Grundkapitalerhöhung  und  den  Aufwendungen 
des  Extraordinariums  ganz  übersehen.  Lässt  man  an  Stelle 
einer  Orundkapitalerhöhung  eine  Kreditaufnahme  treten,  so 
braucht  diese  nur  allmählich  amortisiert  zu  werden.  Nimmt 
man  dagegen  die  Aufwendungen  des  Extraordinariums  auf  Kredit- 
gesetz, so  ist  gleichzeitige  Amortisation  des  gesamten  Betrages 
erforderlich.  Andernfalls  verlieren  die  Aufwendungen  des 
Extraordinariums  ihren  Charakter. 

Von  den  einmaligen  ordentlichen  Ausgaben  der  Reichs- 
post wurde  gesagt,  dass  sie  den  Aufwendungen  des  Extraor- 
dinariums der  Reichspost  wesensverwandt  seien. 

Nur  ein  kleiner  Unterschied  besteht  zwischen  beiden. 

Die  einmaligen  ordentlichen  Ausgaben  der  Reichspost 
sind  kein  Ersatz  für  ausserordentliche  Abschreibungen.  Letztere 
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stecken  b(5reits  in  «Icii  fortdauernden  Ausgaben.  Die  ein- 
maligen ausserordentlichen  xlusgaben  sind  nur  stille  Eeserve, 
sind  einzig  und  allein  dazu  ausersehen,  das  Kapital  der 
Post  auch  für  den  —  denkbaren  —  Fall  wesentlicher  Schmä- 
lerung des  Erträgnisses  intakt  erhalten,  d.  h.  dem  Staate 
den  Verlust  einer  zu  verzinsenden  Summe  ersparen  zu  helfen. 

Eecht  schwierig  ist  die  Bemessung  der  Höhe  dieser  ein- 
maligen Ausgaben.  Mit  Bezug  auf  das  Extraordinariumder 
Eisenbahnverwaltung  hat  Öffenberg  geradezu  erklärt  :  „Es 
ist  selbstverständlich  nicht  möglich,  ziffermässig  nachzu- 
weisen, wie  hoch  das  Extraordinarium  bemessen  werden  müsste, 
um  eine  ausreichende  Abschreibung  sicherzustellen."  Für 
die  Begrenzung  des  Extraordinariums  auf  120  Mill.  M  oder 
1,15  ^/(,  des  statistischen  Anlagekapitals  räumt  er  das  Mit- 
sprechen „äusserer  Gründe"  bereitwilligst  ein.  Als  solchen 
äusseren  Grund  führt  er  den  Wunsch  des  Landtages  an,  das 
Extraordinarium  auch  materiell  zu  begrenzen.  Die  Verwal- 
tung habe  daraufhin  für  die  nächsten  5  Jahre  in  Aussicht 
genommen,  dem  Extraordinarium  ausserden  sog.  Zentralfonds  alle 
Aufwendungen  für  Bahnhofsumbauten  fürt^eseitigung  von  Gleis- 
übergängen, für  Verwaltungsgebäude,  Güterschuppen,  Lokomo- 
tivschuppen und  Werkstätten  wie  auch  für  Brückenverstärkungen 
zuzuweisen.  Dazu  bedürfe  es  aber  jährlich  einer  Summe 
von  120  Mill.  M.  Eine  andere  materielle  Grenze  des  Extra- 
ordinariums zu  ziehen,  sei  kaum  möglich. 

Ich  muss  gestehen,  dass  ich  dieses  Vorgehen  für  eine 
bedenkliche  Inkonsequenz  halte.  Ist  das  Extraordinarium  als 
ausserordentliche  Abschreibung  bezw.  als  stille  Rerseve  ge- 
dacht, so  muss  man  dem  auch  bei  der  Bemessung  der  Höhe 
in  erster  Linie  Rechnung  tragen.  Der  Umstand,  dass 
die  erforderliche  Höhe  der  stillen  Reserven  sich  nicht 
exakt  berechnen  lässt,  entbindet  keineswegs  davon.  Was 
jedem  soliden  Kaufmann  möglich  ist,  wird  einer  weit- 
blickenden Verwaltung  nicht  unmöglich  sein.  Wenn  es  sich  mit 
dem  Zwecke  des  Extraordinariums  vereinigen  lässt,  dass  die 
betreffenden  Aufwendungen  auch   eine  geschlossene  Einheit 
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bilden,  um  so  besser.  Ist  os  aber  nicht  ausführbar,  dann 
st'hadei  ein  kleiner  Schönheitsfehler  gar  nichts. 

Dass  Offenberg  die  Möglichkeit  ernsthaft  ins  Auge  fasst, 
alle  „nachträglichen"  Kapitalaufwendungen  auf  das  Extra- 
ordinarium  zu  übernehmen,  halte  ich  für  eine  noch  ärgere 
Verirrung  als  das  zu  weitgehende  Berücksichtigen  äusserer 
Gründe  bei  Bemessung  der  Höhe  des  Extraordinariums. 

Wie  das  Eisenbahnextraordinarium  sind  auch  die  ein- 
maligen ordentlichen  Ausgaben  der  Post  materiell  begrenzt. 

Sehen  wir  zu,  ob  bezw.  wie  weit  diese  materielle  Be- 
grenzung der  Ausgaben  mit  ihrem  Charakter  als  stille  Re- 
serve sich  verträgt. 

Durch  sie  und  die  fortdauernden  Ausgaben  wird  zu 
Wege  gebracht,  dassdie  fürPostzwecke  aufgenommenen  Reichs- 
anleihen zu  dem  gesamten  (statistischen)  Kapital  der  Post 
sich  ungefähr  wie  1  :  4  verhalten.  Es  bedeutet  das  eine  ver- 
steckte Reserve  in  Höhe  von  etwa  75  \  des  statistischen 
werbenden  Vermögens. 

Dieser  Zahl  kommt  jedoch  kein  grösserer  Wert  zu  als 
den  Angaben  der  Gsi?ossbanken  auf  den  Spiegelscheiben  ihrer 
Depositenkassen.    Es  ist  eine  Handvoll  Sand  in  die  Augen. 

Um  eine  zutreffende  Vorstellung  von  der  Höhe  der  stillen 
Reserven  zu  erhalten,  muss  man  die  für  Postzwecke  aufge- 
nommenen Reichsanleihen  zu  der  Summe  in  Beziehung  setzen, 
mit  der  das  werbende  Vermögen  in  den  Büchern  eines  soli- 
den Kaufmanns  zu  Buche  stehen  würde,  d.h.  zu  dem  stati- 
stischen Kapital  ab  z  üglich  aller  ausserordentlichen  Abschrei- 
bungen auf  die  unrentablen  Anlagen.  Damit  schrumpft 
die  Reserve  zu  einer  durchaus  nicht  mehr  ungwöhnlichen 
Höhe  zusammen  Die  Reserven  der  Post  sind  kaum  höher, 
als  sie  es  unbedingt  sein  müssen. 

Eine  solch  vorsichtige  Finanzgebahrung  entspricht  auch 
allein  der  Finanzlage  des  Reiches.  Es  wäre  nicht  zu  recht- 
fertigen, wollte  des  Reiches  grösster  Betrieb  über  Gebühr 
und  Notwendigkeit  kapitalisieren,  wo  die  Finanzverwaltung 
die  allergrössten  Anstrengungen  macht,  Zuschussanleihen  zu 
vermeiden. 


--    39  — 


'  Man  kann  es  au(;h  niii-  billigen,  dass  Weruiuih  die 
AuIegUDg  stiller  Reserven  vorübergehend  zum  Zwecke  der 
Beschleunigung  der  Wiederherstellung  einigermassen 
befriedigender  Finanzverhältnisse  direkt  gehemmt  hat.  Das 
Vermögen  der  Post  ist  nichts  selbständiges,  sondern  Teil 
eines  grösseren  Ganzen,  in  das  es  sich  einzupassen  hat. 
Freilich  wird  im  rechten  Augenblick  dafür  zu  sorgen  sein, 
dass  das  Torübergehend  Unterlassene  nachgeholt  wird. 

Hat  nach  alledem  die  materielle  Begrenzung  der  ein- 
maligen Ausgaben  weder  zu  übermässiger,  noch  zu  notwendig 
unbefriedigender  Reservenbildung  geführt,  so  hat  sie  doch 
den  eigentlichen  Zwecken  dieser  Ausgaben  geschadet.  Die 
Ausgaben  sind  namentlich  im  Jahre  1 909  unter  sehr  grossem 
Drucke  gehalten  worden.  Waren  im  Etat  für  1907  ganze 
16,07  Mill.  M  für  Grunderwerb,  Neu-  und  Umbauten  vor- 
gesehen, so  belief  sich  die  für  den  gleichen  Zweck  in  den 
Etat  von  1910  eingesetzte  Summe  nur  auf  9,70  Mill.  M. 
Noch  deutlicher  wird  aber  die  grosse  Sparsamkeit  Wermuths 
durch  folgende  Tabelle  veranschaulicht,  die  ich  dem  bereits 
erwähnten  Artikel  über  di«  einmaligen  Ausgaben  im  Post- 
etat für  1910  in  den  Blättern  für  Post  und  Telegraphier) 
entnehme. 

Die  Ausgaben  für  Bauzwecke  verteilten  sich  auf 


erste 
Bauraten 

erste 
Kaufraten 

weitere  Bau- 
und  Kaufraten 

M 

M 

M 

1907 

5,3  Mill. 

4,4  Mill. 

7,2  Mill. 

1908 

3,1  „ 

1,4  „ 

9,7  „ 

1909 

2,3  „ 

6,1  „ 

9,1  „ 

1910 

2,4  „ 

1,3  „ 

5,6  „ 

Hierzu  bemerkte  der  Verfasser  des  Artikels:  „Der 
geringe  Ansatz  für  weitere  Bauraten  muss  ganz  besonders 
auffallen  und  als   eine  wohl   wenig   erfreuliche  Folge  der 

»)  V.  Jahrg.  S.  238. 
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Fitiaiiznot  bezeichnet  werden,  er  bedeutet,  dass  van  den  Rest- 
anforderungen  des  Vorjahres,  die  sich  auf  1 3  6lM). -285  AI 
belaufen,  8  328  425  auf  die  Zukunft  übergehen,  sodass  mit 
den  aus  den  Anforderungen  dieses  Jahres  hinzukommenden 
Restbeträgen  von  7648  800  M  für  1911  Rostbeträge  von 
15  977  225  M.  übrig  bleiben." 


IX. 

Die  Aufwendungen  zur  Tilgung  und  Verzinsung 
der  laut  Kap.  6  der  Ausgaben  des  ausser- 
ordentlichen Etats  aus  Anleihemitteln  aufzu- 
.   wendenden  Kosten. 

Die  grösseren  Ausgaben  der  Grundstückserwerbungen, 
Neu-  und  Umbauten  sind  nur  der  wichtigste  und  be- 
zeichnendste, nicht  aber  der  einzige  Posten  der  einmaligen 
ordentlichen  Ausgaben. 

Mehrere  Jahre  figurierten  unter  diesen  Ausgaben  die 
bekannten  Teurungszulagen.  Sie  verschwanden  wieder  mit 
der  Besoldungsreform  von  1910. 

Als  neuer  ständiger  Posten  der  einmaligen  ordentlichen 
Ausgaben  tauchten  im  Jahre  1908  Aufwendungen  zur  Tilgung 
und  Verzinsung  der  Ausgaben  des  ausserordentlichen  Etats 
aus  Anleihemitteln  auf. 

In  Ausführung  des  §  4  des  Mantelgesetzes  vom  3.  VI.  1906, 
der  bestimmte,  dass  die  Reichsanleiheschuld  vom  Rechnungs- 
jahr 1908  ab  alljährlich  in  Höhe  von  mindestens  ^/g  vom 
Hundert  des  sich  jeweils  nach  der  Denkschrift  über  die 
Ausführung  der  Anleihegesetze  ergebenden  Schuldbetrages 
zu  tilgen,  bezw.  ein  entsprechender  Betrag  vom  Anleihesoll 
abzusetzen  sei,  war  in  den  Entwurf  des  Postetats  für  1908 
von  der  Regierung  eine  Amortisationsrate  in  Höhe  von 
1,05  Mill.  M  eingestellt  worden. 

Es  unterblieb  jedoch  im  Jahre  1908  noch  einmal  ::die 
TilguDg.    Dazu  berechtigte  §  4  des  Etatsgesetzes  für  1908, 
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der  bcsagto,  dass  der  zur  Verniindenmi,''  der  Reic|is?cliuld 
eii)gcsctztc  Jletrag  insoweit  iiiclit  verwendet  werden  soll,  als 
die  im  Recbnungsjalir  1908  aufzubringenden  MatrikulaT bei- 
trage den  Sollbetrag  der  Ueberweisungen  ura  mehr  als 
40  Pfennig  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  übersteigen.  Ohne 
diese  Bestimmung  hätte  die  Schuldentilgung  zu  Lasten  der 
auf  3  Jahre  zu  stundenden  Matrikukrbeiträge  erfolgen  müssen. 
Das  heisst:  das  Reich  hätte,  um  die  Anleiheschuld  amorti- 
sieren zu  können,  Schatzanweisungen  ausgeben  müssen.:  Eine 
vernünftige  Finanzgebahrung  wäre  daSj  wie  auch  Eheberg^) 
feststellt,  gewiss  nicht  gewesen. 

Zur  ersten  wirklichen  Tilgung  kam  es  erst  im  Jahre 
1909.  In  den  Pös-tetat  dieses  Jahres  wurde  nicht  bloss  eine 
Amortisationsrate  eingesetzt,  sondern  auch  der  Betrag  der 
Zinsen  für  die  neu  aufzunehmenden  Anleihen.  Insgesamt 
waren  es  4,05  Mill.  M.  Die  Art  der  Amortisation  wurde  durch 
das  Mantelgesetz  vom  15.  VII.  1909  abgeändert.  Nur  für 
die  bis  zum  30.  IX.  1910  zu  werbenden  Zwecken  he- 
gebenen Anleihen  sollte  es  bei  den  bisherigen  Vorschriften 
über  die  Tilgung  bleiben.  Alle  später  aufgenommenen 
Schulden  sollten,  sofern  sie  demselben  Zwecke  dienten,  mit 
l,9^/o  amortisiert  werden.  Die  Vorschriften  über  die  Tilgung 
der  nicht  w^erbenden  Anleihen  interessieren  in  diesem  Zu- 
sammenhang nicht. 

Im  Jahre  1910  waren  die  Aufwendungen  für  Tilgung 
und  Verzinsung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  der  Post- 
verwaltung bereits  auf  6,15  Mill.  M  angelaufen. 

Sind  nun  diese  Aufwendungen  mit  den  Ausgaben  für 
Grundstückserwerbungen,  Neu-  und  Umbauten,  mit  denen 
sie  zusammen  verrechnet  werden,  wesensverwandt? 

Bei  den  Aufwendungen  für  die  Verzinsung  leuchtet  ohne 
weiteres  ein,  dass  das  nicht  der  Fall  ist. 

Zinsen  sind  keine  Rücklagen.  Es  sind  Kosten  der  Heran- 
ziehung und  Indienststellung  fremden  Kapitals. 

')  Art.  Reichsfiüanz.eö  vHandwörtcrbueli  der  Staätsvr:.  3.  Aufl. 
7.  Bd.  S.  81.  :      ■     r  .  ■ 


Nach  Nick]  i seil  ^)  bilflen  diese  Kostöii  mit  den  Zinsen 
für  das  eigene  Kapital  bis  zur  Höhe  der  festen  Zinsen,  die 
es  vor  seiner  Verwendung  in  der  Unternehmung  gebracht 
hat,  die  sogenannten  Kapital  kosten.  Die  früheren  Zinsen 
des  eigenen  Kapitals  betrachtet  Nickiisch  aus  dem  Grunde 
als  Kosten,  weil  ein  Unternehmer  das  Kapital,  mit  dem 
er  seine  Unternehmung  auszustatten  gedenkt,  in  der  Regel 
aus  einer  anderen  Form  der  Kapitalsanlage  zurückziehen  muss, 
wodurch  ihm  Zinsen  entgehen,  die  zunächst  verdient  werden 
müssen,  wenn  der  Unternehmer  nicht  Verlust  erleiden  soll. 

Ersichtlich  verwechselt  Nick  lisch  Gewinn  und  Verlust 
der  Kapitalanlage  mit  Gewinn  und  Verlust  der  Unternehmung. 

Er  beruft  sich  ganz  zu  Unrecht  auf  eine  Stelle  bei 
Ludwig  Pohle  die  besagt:  „Solange  überhaupt  noch 
wegen  Knappheit  das  Kapitals  ein  Zins  bezahlt  werden  muss 
im  Wirtschaftsleben,  bedeutet  ein  tJnternehmen,  das  ausser 
der  Vergütung  für  die  Dirigententätigkeit  des  Unternehmers 
nicht  mindestens  den  landesüblichen  Kapitalgewinn  abwirft, 
eine  falsche  Anlage  des.Kapitals,  eine  Kapitalsverschwendung." 
Hieraus  würde  bestenfalls  folgen,  dass  der  landesübliche  Zins, 
nicht  aber  der  früher  vom  Unternehmer  erzielte  ein  Kosten- 
element sei.  Nicklisch  will  aber  nur  bei  Aktiengesellschaften 
den  landesüblichen  Zinsfuss  mangels  eines  besser  geeig- 
neten" zulassen.  Aber  auch  dann,  wenn  man  durchweg 
den  landesüblichen  Zinsfuss  in  Ansatz  brächte,  würde  man 
noch  immer  Profit  und  Surplusprofit  im  Sinne  von  Marx 
verwechseln. 

Die  Zinsen  für  fremdes  Kapital  sind  entschieden  eine 
eigene  Kategorie  von  Kosten. 

So  wenig  wie  die  Aufwendungen  für  Verzinsung  haben 
die  für  Tilgung  den  Charakter  von  Rücklagen. 

Auf  den  ersten  Blick  möchte  es  freilich  so  erscheinen, 
als  ob  sie  es  wären. 


a.  a.  0.  S.  179. 
2)  Der  Unternehmergtaud.   Dresden  1910.  S.  14  ii.  15. 
»)  a.  a.  0.  S.  71. 


Zwar  bedeutet  Amortisation  streng  genommen  „tatsäch- 
liche Vernichtung  oder  Wertlosmachung  von  Ik^sitz-  oder 
Schuldurkunden  aller  Art  und  darüber  hinaus  auch  Ver- 
nichtung von  Rechten.  An  Stelle  dieser  Kraftloserklärung 
tritt  aber  vielfach  die  Ansammlung  von  Geldbeträgen  zwecks 
künftiger  Rückzahlung  oder  das  Tilgungskonto,  durch  das 
nur  Vermögensbestandteile  gebunden  werden.  Die  Aehnlich- 
keit  mit  dem  Reservefonds  und  dem  Reservekonto  ist  un- 
verkennbar. 

Der  Zweck  der  Amortisation  ist  aber  ein  ganz  anderer. 
Das  ignoriert  auch  Schiff  in  seiner  sonst  sehr  zutreffenden 
Bemerkung:  „Schon  das  mangels  Rückzahlung  unverändert 
bleibende  Kapitalkonto  sichert  im  Zusammenhang  mit  der 
Abschreibung  die  ünversehrterhaltung  der  Kapitalsdeckung. 
Würde  hier  auch  noch  Tilgung  ohne  Herabsetzung  der 
Kapitalsziffer  oder  mit  Ansetzung  eines  Rücklagekontos  in 
Höhe  der  zurückgezahlten  Aktien  stattfinden,  so  würde  das 
doppelte  Kapitalansammlung  oder  —  mit  anderen  Worten 
—  Anlegurl  ff  einer  freiwilligen  Rücklage  bis  zur  Höhe  des 
Gesamtkapitals  bedeuten."  Das  Reservekonto  bezweckt  die 
Sicherstellung  der  Unternehmung  bezw.  ihrer  Rente,  das 
Amortisationskonto  beiweckt  dagegen  die  Üeberführung 
fremden  Kapitals  in  eigenes.  Ersteres  bindet  Ver- 
mögensteile nur  vorübergehend,  letzteres  für  immer,  wo- 
durch regelrecht  Vermögenszuwachs  stattfindet.  Das  Rück- 
lagenkonto ist  aus  dem  Jahresgewinn,  das  Amortisations- 
konto ist  aus  dem  Reingewinn  zu  speisen. 

Noch  häufiger  als  mit  der  Rücklage  wird  die  Amorti- 
sation mit  der  (regulären)  Abschreibung  zusammen  geworfen. 

Den  Unterschied  beider  hat  Schiff')  in  mustergültiger 
Weise  klargelegt.  Namentlich,  wo  es  sich  um  Unterneh- 
mungen von  unbeschränkter  Dauer  handelt,  decken  sich  An- 
lagenentwertung bezw.  Abschreibungserfordernis  keineswegs 
stets  mit  dem  Tilgungsplane.    Häufig  kann  und  will  der 

1)  Schiff,  a.  a.  0.  S.  71. 

»)  a  a.  0  S.  78. 

»)  a  a.  O.  S.  81  u.  82. 


Kapitalsschiildiicr  sich  zu  einer  weit  küizeren  Tilgungszeit 
verpflichten  als  die  Anlagedaüer  beträgt;  es  luuss  dann 
Reingewinn  der  Verteilung  oder  seiner  sonstigen  Bestimmung 
entzogen  und  zur  Tilgung  verwendet  werden  (von  unabhän- 
gigen Geldquellen  abgesehen)". 

Was  die  Amortisation  von  Eücklagen  und  Abschrei- 
bungen unterscheidet,  ist,  dass  eine  Notwendigkeit  zur 
Amortisation  im  Hinblick  auf  das  Unternehmen  (böi 
ordnungsmässiger  Abschreibung  und  Eückstellung)  nicht  vor- 
liegt. Die  Amortisation  ist,  wie  Schiff  es  einmal  ausdrückt, 
ein  selbständiger  geldwirtschaftlichex  Vorgang.  Sie  erfolgt 
aus  finanzpolitischen  Gründen.  So  empfiehlt  sich  eine  for- 
cierte Amortisation  für  Zeiten  tiefstehender  Rentenkurse. 
Bekannt  ist  ja  auch,  dass  die  (echte)  Amortisation  um  der 
Kursregulierung  willen  gefordert  und  geübt  wird.  „Die  Er- 
fahrung lehrt",  heisst  es  bei  Eheberg*),  „dass  die  ständige 
Ausgabe  neuer  Anleihen  ohne  gleichzeitige  Tilgung  den  Kurs 
erheblich  drückt.  Dies  gilt  besonders  dann,  wenn  ein  Staat 
sich  genötigt  sieht,  zu  einem  höheren  Zinzsatz  zurückzukehren, 
wie  dies  in  Deutschland  kürzlich  durch  Ausgabe  4%iger 
Obligation  geschehen  ist*'. 


Art  Reichsfinauzen,  a  a.  0,    S.  96.  g. 


Lebenslauf. 


Am  27.  Juli  1875  wurde  ich  als  Sohn  des  Post- 
sekretärs Radusch  zu  Brandenburg  (Havel)  geboren.  Von 
meinem  9.  Lebensjahr  ab  besuchte  ich  das  Gymnasium  zu 
Bremen  und  später  infolge  Versetzung  meines  Vaters  das 
Realgymnasium  zu  Quakenbrück,  wo  ich  im  Jahre  1895  die 
Reifeprüfung  bestand.  Darauf  trat  ich  als  Posteleve  bei  der 
deutschen  Reichs-Postverwaltung  ein  und  legte  im  Jahre  1903 
die  höhere  Verwaltungsprüfung  für  Post  und  Telegraphie  ab. 
Meine  wissenschaftlichen  Studien  machte  ich  an  der  Schlesi- 
schen  Friedrich-Wilhelms-Universität  zu  Breslau. 

Ich  hörte  Vorlesungen  bei  den  Herren: 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Brie,  Prof.  Dr.  Dierschke, 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Kaufmann,  Geheimrat  Prof.  Dr. 

Leonhard,  Prof.  Dr.   Preuss,  Geheimrat  Prof.  Dr. 

Supan,  Prof.  Dr.  v.  Wenckstern  und  Geheimrat  Prof. 

Dr.  Wolf. 

Allen  diesen  Herren  danke  ich  von  Herzen.  Besonderen 
Dank  schulde  ich  Herrn  Geheimrat  Wolf,  der  mir  die  An- 
regung zu  dieser  Arbeit  gab  und  mich  in  liebenswürdigster 
Weise  während  der  ganzen  Zeit  meiner  Studien  förderte. 
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